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I. Einführung

Nationaler Sozialstaat auf dem Prüfstand

1. Die Welt und mit ihr Europa ist in Bewegung. Welt-
weite handelspolitische Vereinbarungen haben gehol-
fen, die Güter- und Faktormärkte weiter zu öffnen. Der
Transport von Gütern und die Kommunikation sind
besser, schneller und billiger geworden. Dies alles hat
die Globalisierung der Absatzmärkte vorangetrieben
und die Internationalisierung der Produktionsstandorte
begünstigt. Auch ohne daß die Wanderung von Arbeits-
kräften umfangreicher geworden wäre, sehen sich die
Arbeitsmärkte vor Bedingungen eines verschärften in-
ternationalen Wettbewerbs gestellt. Die Länder der
Europäischen Union haben diese Entwicklung mit dem
„Binnenmarktprogramm 1992“ für die europäischen
Güter- und Dienstleistungs-, vor allem aber für die
Kapitalmärkte weiter beschleunigt. Die Europäische
Währungsunion wird ihr zusätzlichen Schub verleihen.

Es ist unbestritten: Offene Güter- und Faktormärkte
sind eine wesentliche Voraussetzung für mehr Wohl-
stand, mehr lohnende Beschäftigung und mehr indivi-
duelle Freiheit. Diese Vorteile sind allerdings nicht
umsonst zu haben. Die Anpassungsaufgaben zeigen sich
derzeit in einem verstärkten strukturellen Wandel, der
Arbeitnehmern und Unternehmungen erhebliche An-
passungslasten aufbürdet. Ein nicht geringer Teil die-
ser Lasten fällt zudem auf den Sozialstaat. Dort trifft
zweierlei zusammen: Der Sozialstaat ist finanziell
überfordert; alle Verantwortlichen müssen darauf drän-
gen, ihn zu rationalisieren, die Balance zwischen ge-
sellschaftlicher Solidarität und individueller Selbst-
verantwortung neu auszutarieren. Zugleich hat die An-
zahl derer stark zugenommen, die sich – schon heute
oder in der Zukunft – auf den Sozialstaat angewiesen
fühlen und die Versprechungen, die er ihnen gegeben
hat, als ihren Besitzstand energisch verteidigen.

Beides trifft vor allem jene Länder der Europäischen
Union hart, in denen der Sozialstaat besonders stark
ausgebaut ist. Das „Europäische Modell“ steht auf dem
Prüfstand. Sein Programm ist, Wettbewerb und Solida-
rität so zusammenzuführen, daß einerseits die allokati-
ven Vorteile marktlicher Lösungen genutzt, anderer-
seits aber sozial unerwünschte Ergebnisse mit staatli-
cher Hilfe korrigiert werden. Damit ist man offen-
sichtlich an Grenzen gestoßen.

Vorbemerkung

Viele drängen darauf, daß die Europäische Union sich
der ungelösten beschäftigungs- und sozialpolitischen
Probleme ihrer Mitgliedsländer annimmt. Um der „so-
zialen Dimension der Gemeinschaft“ willen sei es not-
wendig, die Vereinbarungen von Maastricht um ein
Kapitel zur gemeinsamen Beschäftigungs- und Sozial-
politik zu ergänzen. Nur durch gemeinsame Maßnah-
men sei zu erreichen, daß die Angleichung der Lebens-
verhältnisse gefördert, der wirtschaftliche und soziale
Zusammenhalt gestärkt und die Funktionsfähigkeit der
Europäischen Währungsunion gesichert werde.

Sollte die Gemeinschaft diesen Forderungen nachge-
ben, so wird sie das schon bestehende Problem der
unzureichenden wirtschaftlichen Dynamik in Europa
vergrößern, nicht verkleinern. Eine zentrale Wahrneh-
mung von beschäftigungs- und sozialpolitischen Auf-
gaben der Mitgliedsstaaten widerspricht dem Subsidia-
ritätsprinzip. Es wäre fatal, würden die Mitgliedsländer
aus ihrer Verantwortung für die selbstgeschaffenen
Probleme des Arbeitsmarkts und der sozialen Siche-
rung entlassen. Sie müssen und können diese Proble-
me selber lösen, so der politische Wille gegeben ist.
Angesichts der großen Herausforderungen, denen wir
uns heute in Europa stellen müssen, wäre eine Festi-
gung der „Sozialunion“ kontraproduktiv.

Norbert Berthold hat zu dieser Schrift beigetragen.
Dafür danken wir ihm.

Dezember 1996 Juergen B. Donges, Johann
Eekhoff

Walter Hamm, Wernhard Möschel
Manfred J.M. Neumann, Olaf Sievert

(KRONBERGER KREIS)
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Umfang der Sozialbudgets

3. Bei der Verteidigung des Sozialstaats in Europa geht
es um viel, aber auch beim Streben nach Angleichung.
In der Spitzengruppe liegen die skandinavischen Län-
der. Sie haben noch immer den am stärksten ausgebau-
ten Wohlfahrtsstaat. Der Anteil der Zahlungen für so-
ziale Zwecke im Verhältnis zum Sozialprodukt liegt
hier weiterhin bei 40 Prozent oder darüber. Aber auch
in den wirtschaftlich stärksten Ländern Europas greift
der Sozialstaat auf jede dritte Geldeinheit zurück, die
dort erwirtschaftet wird. So betrug die sogenannte So-
zialleistungsquote im Jahre 1993 in Deutschland und
in Frankreich 31 Prozent. Die großen Mittelmeerlän-
der weisen noch Anteile von über 20 Prozent auf, Itali-
en fast 26 Prozent, Spanien 24 Prozent. Die Nachhut
bilden Portugal mit 18 Prozent und Griechenland mit
16 Prozent.

Das Herzstück der sozialpolitischen Aktivitäten sind
die Systeme der sozialen Sicherung, die Sicherung ge-
gen Krankheit und die Sicherung im Alter sowie die
staatlich organisierte Absicherung gegen die finanziel-
len Folgen der Arbeitslosigkeit. Der jüngste Sproß in
dieser Familie ist – in einigen europäischen Ländern –
die umlagefinanzierte staatliche Pflegeversicherung.
Die seit Mitte der siebziger Jahre steigende und persi-
stent hohe Arbeitslosigkeit hat die passive und die
aktive Arbeitsmarktpolitik verstärkt. Die umvertei-
lungspolitischen Aktivitäten des Sozialstaats konzen-
trieren sich nicht darauf, das Problem der Armut in den
Griff zu bekommen. Das größte Umverteilungsvolu-
men wird im Bereich der Einkommen der Mittelklasse
zwischen den nicht ganz Reichen und den nicht ganz
Armen hin und her geschoben. Die Bezieher mittlerer
Einkommen mögen die Vorstellung haben, daß sie von
den umverteilungspolitischen Regelungen des Staates
begünstigt werden. Tatsächlich finanzieren sie den Lö-
wenanteil der staatlichen Leistungen.

Zu dem, was Sozialpolitik umfaßt, gehört die riesige
Zahl an Regulierungen, sei es gesetzlicher, sei es tarif-
vertraglicher Art, die in Gestalt von Verboten, Gebo-
ten, Auflagen und Einigungserfordernissen die Arbeits-
bedingungen reglementieren, zugleich aber regelmä-
ßig ebenfalls direkt oder indirekt die Arbeitskosten
erhöhen und die Flexibilität der Unternehmen beschrän-
ken, indem sie deren Handlungsmöglichkeiten einen-
gen.

Drängen auf Europäisierung

2. Die von Vertretern der Arbeitnehmerorganisatio-
nen, aber auch von vielen Politikern erhobene und in
Ansätzen in den Maastrichter Verträgen berücksichtig-
te Forderung, die Wirtschaftsunion in Europa um eine
„soziale Dimension“ zu ergänzen, muß man vor diesem
Hintergrund sehen. Es geht dabei nicht nur um die
Aufgabe, in einer immer stärker zusammenwachsen-
den Europäischen Gemeinschaft die Tätigkeitsfelder
der Sozialpolitik sachgerecht zu verteilen und für be-
stimmte soziale Verpflichtungen der Unternehmen ein
Mindestmaß an Einheitlichkeit zu finden. In dem Drän-
gen in Richtung einer Europäischen Sozialunion kann
man immer auch vier weitere Grundinteressen erken-
nen:

(1) Es geht um die Verteidigung des Sozialstaats, wie
er in den vergangenen Jahrzehnten gewachsen ist.
Dies wollen vor allem die reicheren Länder.

(2) Es geht um die Verlagerung eines Teils der Lasten
des Sozialstaats auf die europäische Ebene. Dies
wünschen vor allem die ärmeren Länder.

(3) Es geht den reicheren Ländern darum, durch Har-
monisierung sozialer Regelungen Arbeit in den an-
deren Ländern ähnlich teuer zu machen, wie sie bei
ihnen schon ist.

(4) Es geht darum, eine Senkung der Löhne und Sozial-
leistungen sowie eine Verschlechterung der son-
stigen Arbeitsbedingungen in Europa, wie sie sich
aus dem verschärften Standortwettbewerb ergeben
könnten, zu verhindern.

Die verabredete Europäische Währungsunion hat be-
wußt gemacht, daß „mehr Markt“ bevorsteht. Damit
verbinden sich Ängste, die – wie so oft – zu Abwehrre-
aktionen führen, die das, was man befürchtet, erst wahr-
scheinlich machen. Zu solchen Abwehrreaktionen ge-
hört das Drängen in Richtung Europäischer Sozialuni-
on. Während die konfuse Vorstellung, daß das eine das
andere bedinge, schon älter ist, wird neuerdings außer-
dem gefordert, und zwar nicht nur von gewerkschaftli-
cher Seite, sondern auch von der sogenannten Reflexi-
onsgruppe der Europäischen Union in Sachen Maas-
tricht II, in den Unionsvertrag ein Kapitel zur Beschäf-
tigungspolitik aufzunehmen.
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II. Sozialpolitische Ambitionen in
der Europäischen Gemeinschaft

Vertragliche Grundlagen

4. Die konkreten vertraglichen Regelungen lassen ei-
gentlich keinen Zweifel zu: Sozialpolitik ist primär
Sache der Mitgliedstaaten. Vieldeutige Generalziele
wie „Schaffung eines hohen Maßes an sozialem Schutz“
oder „Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalts“ oder „Solidarität zwischen den Mitglied-
staaten“ erschweren es allerdings, klare Grenzen zwi-
schen den Kompetenzen der Einzelstaaten und denen
der Gemeinschaft zu ziehen. Unverkennbar ist die Ab-
sicht, den sozialpolitischen Einflußbereich der Union
zu Lasten der Mitgliedstaaten nach und nach zu vergrö-
ßern. Dies war nicht schon immer so.

5. Die Gründungsmitglieder der EWG hatten zunächst
voll darauf gesetzt, daß stärker integrierte Güter- und
Faktormärkte die Lebens- und Arbeitsbedingungen der
Arbeitskräfte verbessern und einander annähern wer-
den (Art. 117 EG-Vertrag). Sozialpolitische Aufgaben
standen in den Römischen Verträgen ganz am Rande.
Frankreich konnte sich mit weiterreichenden Ideen be-
züglich der sozialpolitischen Erfordernisse einer Wirt-
schaftsgemeinschaft nicht durchsetzen. Bei dieser re-
striktiven Haltung blieb es bis Mitte der achtziger Jah-
re. Mit dem Anstieg der Arbeitslosenquote – von knapp
drei auf über zehn Prozent innerhalb eines Jahrzehnts –
bekam das Streben nach sozialer Harmonisierung mehr
Beachtung. Mit der Erweiterung der Gemeinschaft um
Spanien, Portugal und Griechenland wurden die Unter-
schiede in den Arbeitskosten größer; in den nördlichen
Ländern entstanden Sorgen bezüglich ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit auf dem Gemeinsamen Markt. Mit dem
„Binnenmarktprojekt 1992“, das Mitte der achtziger
Jahre auf den Weg gebracht wurde, entfielen weitere
Handelshemmnisse und Behinderungen auf den Güter-
und Faktormärkten; die Gewerkschaften der nördli-
chen Länder befürchteten, daß der freiere europaweite
Handel und die unbehinderten Kapitalbewegungen den
sozialen Schutz ihrer Mitglieder schwächen würden.
Der Ruf nach gemeinschaftlicher Regelung der „sozia-
len Dimension“ der Gemeinschaft wurde lauter.

Zentralisierungstendenzen

6. Mit dem Vertrag von Maastricht wurde diesem Drän-
gen teilweise nachgegeben. Der Europäischen Union
wurden im neugefaßten Artikel 3 (Tätigkeiten der Ge-
meinschaft) in genereller Weise Aufgaben und Befug-

nisse auf dem Gebiet der Sozialpolitik und des wirt-
schaftlichen und sozialen Zusammenhalts zugespro-
chen. Mit Ausnahme Großbritanniens, das den schon
durch die Gemeinschaftscharta der sozialen Grund-
rechte („Sozialcharta“) seit 1989 vorgezeichneten Weg
der Gemeinschaft nicht mitgehen wollte, schlossen
die Mitgliedstaaten ein Abkommen über die beabsich-
tigten zukünftigen sozialpolitischen Aktivitäten der
Gemeinschaft und fügten es dem Protokoll über die
Sozialpolitik bei.

Zumindest partiell kann man inzwischen von Zentrali-
sierungstendenzen in der europäischen Sozialpolitik
sprechen. Sozialpolitische Mindestnormen können
jetzt auf etlichen Gebieten (z. B. Arbeitsschutz, Ar-
beitsbedingungen, Unterrichtung und Anhörung der Ar-
beitnehmer sowie Chancengleichheit von Männern und
Frauen) mit qualifizierter Mehrheit beschlossen wer-
den. Kommission und Europäisches Parlament sind
bestrebt, die Bereiche für Mehrheitsentscheidungen
zu vergrößern, zum Beispiel durch eine weite Ausle-
gung des Begriffs „Arbeitsumwelt“ (Art. 118a des EG-
Vertrags). Einstimmigkeit ist weiterhin erforderlich in
den Bereichen soziale Sicherheit der Arbeitnehmer,
Kündigungsschutz und Mitbestimmung. Gar keine
Kompetenzen hat die Gemeinschaft auf den zentralen
Gebieten Arbeitsentgelt, Koalitionsrecht sowie Streik
und Aussperrung erhalten.

Wichtig könnte die Bestimmung werden, wonach auto-
matisch neue Gemeinschaftskompetenzen entstehen,
wenn die Kommission geltend macht, daß bestimmte
sozialpolitische Aufgaben durch die Mitgliedstaaten
nicht ausreichend wahrgenommen werden und besser
durch die Gemeinschaft erfüllt werden können. Da der
Artikel 3 b EG-Vertrag die Tätigkeitsfelder der Ge-
meinschaft durch die Bezeichnung von Zielen, für die
sie Zuständigkeit hat, bestimmt, nicht durch die Ab-
grenzung und Zuweisung konkreter Handlungskompe-
tenzen, gibt es gegen zentralistische Tendenzen keine
wirklich unüberwindbaren Barrieren. Das Subsidiari-
tätsprinzip ist eine Barriere, aber es ist offen, ob sie
ausreichend hoch ist.

Streitigkeiten zwischen der Kommission und den Mit-
gliedstaaten darüber, ob eine Richtlinie einstimmig
oder nur mit qualifizierter Mehrheit beschlossen wer-
den muß, sind infolge der eher vagen und daher unter-
schiedlich auslegbaren Formulierungen des Vertrages
programmiert. Die Europäische Kommission bemühte
sich schon in der Vergangenheit darum, das Erforder-
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nis einstimmiger Entscheidungen des Ministerrats ein-
zudämmen.

Kommt es zu Meinungsverschiedenheiten zwischen
Organen der Europäischen Union und den Mitglied-
staaten über die mindestens erforderliche Stimmen-
zahl, wird der Europäische Gerichtshof entscheiden
müssen. Die Erfahrung lehrt, daß er im allgemeinen im
Sinne der Kommission entscheidet, was die zentrali-
stischen Tendenzen stärkt.

Neue Pläne

7. Auf Regierungskonferenzen sind weitere institutio-
nelle Veränderungen diskutiert worden. Das bisherige
Kooperationsverfahren bei Entscheidungen des Mini-
sterrats, für die eine qualifizierte Mehrheit erforder-
lich ist (Art. 189c EG-Vertrag), soll abgeschafft und
durch ein Mitentscheidungsverfahren (Art. 189b des
EG-Vertrags) ersetzt werden. Damit vergrößerte sich
der Einfluß des Europäischen Parlaments. Der Mini-
sterrat kann sich in diesem Verfahren nicht mehr ein-
stimmig über die Einwände des Europäischen Parla-
ments hinwegsetzen. Da auch das Europäische Parla-
ment in sozialpolitischen Streitfragen mehrheitlich
umfassenderen zentralen Kompetenzen zuneigt, wür-
den die Befugnisse der Einzelstaaten auch auf diese
Weise tendenziell vermindert.

Andere Vorschläge gehen dahin, daß im Ministerrat
zwar weiterhin nur einstimmig entschieden werden
kann, sofern das Primärrecht und andere Beschlüsse
mit „Verfassungsrang“ verändert werden sollen. Für
das abgeleitete Recht, etwa Beschlüsse über Richtlini-
en und Verordnungen, soll aber das Prinzip der qualifi-
zierten Mehrheit auf weitere Fälle erstreckt werden
oder sogar ausschließlich gelten. Sozialpolitische Be-
schlüsse, die bisher der Einstimmigkeit im Ministerrat
bedurften, könnten dann künftig mit qualifizierter
Mehrheit gefaßt werden.

Das Protokoll über die Sozialpolitik hat den Tarifver-
tragsparteien die Möglichkeit eröffnet, die in Art. 2
des Protokolls erwähnten Bereiche (insbesondere Ver-
einbarungen über die Regelung von Arbeitsbedingun-
gen) in europäischen Tarifverträgen zu regeln (Art. 4
(2) des Protokolls über die Sozialpolitik). Die Euro-
päische Union würde die Durchsetzung und Anwen-
dung solcher Regelungen garantieren, wenn dies von
den Tarifvertragsparteien beantragt und auf Vorschlag
der Kommission vom Ministerrat beschlossen wird.
Käme es dazu (was man allerdings unwahrscheinlich

nennen mag), würden der Rat und die Kommission die
Verantwortung für die Beachtung tarifvertraglicher
Abmachungen übernehmen. Dies liefe auf eine be-
trächtliche Ausweitung der Brüsseler Einflußmöglich-
keiten hinaus.

Auch einzelne Regierungen haben zahlreiche Anregun-
gen gegeben, was in gemeinschaftlichen Richtlinien
geregelt werden sollte. Beispielsweise hat die deut-
sche Bundesregierung Vorschläge zum Ausbau eines
Sockels gemeinschaftlich verbindlicher Mindeststan-
dards vorgelegt. Sie betreffen unter anderem die Ent-
geltfortzahlung an Feiertagen und im Krankheitsfall,
einen „angemessenen Kündigungsschutz“ und die Ein-
gliederung Behinderter in das Erwerbsleben.

Was die Europäische Kommission anstrebt, ist dem
Weißbuch zur Sozialpolitik von 1994 zu entnehmen.
Im Bereich der europäischen Sozialpolitik soll Kon-
vergenz der Ziele und Maßnahmen erreicht werden.
Nach dem Willen der Kommission sind „gleiche Aus-
gangsbedingungen durch einheitliche Mindestvor-
schriften“ herbeizuführen. Die Mitgliedstaaten sollen
die sozialen Standards verbessern und weiterentwik-
keln. Beabsichtigt ist weiterhin die „Festschreibung
der grundlegenden Rechte der Bürger als verfassungs-
rechtliches Element der Europäischen Union“. Da „ein-
heitliche Mindestvorschriften“ kaum auf dem unter-
sten Niveau aller Mitgliedstaaten festgelegt werden
dürften, müßten gerade die ärmeren Länder mit einer
beträchtlichen Erhöhung der Arbeitskosten rechnen,
wenn sich die Kommission mit ihren Vorstellungen
durchsetzt.

Gemeinschaftliche Regelungen

8. Ministerrat und Kommission sind auf sozialpoliti-
schem Gebiet inzwischen in vielfältiger Weise tätig
geworden. Die „Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten in sozialen Fragen“ (Art. 118 des EG-
Vertrags) und die Abstimmung der Sozialpolitik der
Mitgliedstaaten aufeinander sind besonders bei Vor-
schriften über die Verhütung von Berufsunfällen und
Berufskrankheiten, im Bereich des Gesundheitsschut-
zes und bei der Gleichstellung von Männern und Frau-
en, durch Vorschriften über den Bestandsschutz von
Arbeitsverhältnissen und durch Regelungen über die
Freizügigkeit von Arbeitskräften vorangetrieben wor-
den. Es gibt eine Richtlinie über europäische Betriebs-
räte, und es sind umfassende Regelungen im Bereich
der Sozialversicherung geschaffen worden, die sicher-
stellen, daß unterschiedliche nationale Vorschriften
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(etwa in der Krankenversicherung und der Rentenver-
sicherung) keine Nachteile für diejenigen hervorrufen,
die im Verlauf ihres Arbeitslebens in mehreren Mit-
gliedstaaten tätig sind. Ferner gibt es Vorschriften über
den Jugendschutz und den Mutterschutz. Der Europäi-
sche Sozialfonds verfügt über erhebliche Mittel, mit
denen die berufliche Bildung und Umschulung sowie
die räumliche Mobilität, speziell von Arbeitslosen, un-
terstützt werden (Art. 123 ff. EG-Vertrag). Auf diese
Weise kann die Anpassung an strukturelle Veränderun-
gen sozial abgefedert und erleichtert werden. Wichtige
Bereiche der Sozialpolitik sind also schon jetzt Ge-
genstand gemeinschaftlicher Regelungen.

III. Was nötig ist und ausreicht:
Sozialpolitik streng nach 
Subsidiarität

9. Die Sozialpolitik gilt zu Recht als Musterbereich für
gesellschaftliche Aufgaben, die nach dem Prinzip der
Subsidiarität auf die Gliederungen der Gesellschaft
verteilt werden sollten. Der Begriff der Subsidiarität
entstammt der katholischen Soziallehre, die sich des
Problems, wie in der weltlich geordneten Gesellschaft
Solidarität wirksam werden kann, besonders angenom-
men hat. In einer allgemeineren Form hat das Prinzip
bei der konkurrierenden Wahrnehmung von Kompe-
tenzen in der Europäischen Gemeinschaft Geltung er-
langt. Sowohl von den Besonderheiten der Sache her
als auch wegen der vertraglichen Verpflichtung auf
diesen Grundsatz sollte daher unstreitig sein: Bei der
Wahrnehmung sozialpolitischer Aufgaben durch die
Mitgliedstaaten und durch die Europäische Gemein-
schaft ist der subsidiäre Charakter von Zuständigkeiten
der jeweils höheren Ebene gegenüber allen unteren
strikt zu beachten. Warum dies wohltätig ist, wird im
einzelnen später noch deutlich werden. Die Vorteile
liegen nicht nur darin, daß auf diese Weise die sozialen
Aufgaben am besten zu erfüllen sind. Ebenso wichtig
ist, daß dann das System von Wettbewerbsmärkten, als
welches man eine Marktwirtschaft anzusehen hat, durch
sozialpolitisches Handeln am wenigsten gestört wird.

10. Das Subsidiaritätsprinzip strikt anwenden, das heißt
freilich, sich in der Sozialpolitik von den Aufgaben der
Europäischen Gemeinschaft, die ihr schon die Römi-
schen Verträge zuwiesen, nicht weit zu entfernen. Die
Gemeinschaft hat durch geeignete Regelungen dafür
zu sorgen, daß das Nebeneinander eigenständiger und
unterschiedlicher nationaler Systeme der sozialen Si-
cherung jene Menschen nicht benachteiligt, die ihr

verbürgtes Recht wahrnehmen, Wohnsitz oder Arbeits-
stätte innerhalb der Europäischen Gemeinschaft frei
zu wählen. Dies ist unstreitig. Sehr viel mehr allerdings
auch nicht.

Kein „level playing field“

11. Das Subsidiaritätsprinzip strikt beachten, das heißt
für die Europäische Gemeinschaft außerdem darauf
verzichten, Sozialpolitik in erster Linie als Politik der
Wettbewerbsbeschränkungen zu betreiben und erst in
zweiter Linie als Sozialpolitik im engeren Sinne.

Die Anwälte einer weitreichenden Harmonisierung
staatlicher oder anderweitiger kollektiver Regulierun-
gen bedienen sich heute gern einer eingängigen Meta-
pher. Die wirtschaftenden Menschen in einem gemein-
samen Binnenmarkt hätten, so sagen sie, Anspruch auf
ein „level playing field“, also ein ebenes Spielfeld. Es
mag Bereiche des Regulierens geben, in denen diese
Metapher hilfreich ist. Im allgemeinen taugt sie nur
dazu – und so wird sie auch meist gebraucht –, einer
unzureichenden Argumentation eine illegitime Prämie
an metaphorischer Sinnfälligkeit zu verschaffen. Schon
der liebe Gott hat den Menschen kein „level playing
field“ gegeben. Er hat nicht nur sie selbst verschieden
gemacht, er hat ihnen auch unterschiedlich gute und
unterschiedlich reiche Eltern gegeben, unterschied-
lich guten und reichen Boden, ein unterschiedliches
Klima, und so fort. Damit müssen sie nun, so gut es
geht, fertigwerden. Und sie tun es. Der eine nimmt
seine Benachteiligung hin und bescheidet sich, der an-
dere versucht, sie durch besonderen Fleiß auszuglei-
chen, der dritte ist besonders sparsam und sorgt so
dafür, daß es ihm wenigstens in der Zukunft besser
geht.

Und Respekt verdient, wer nicht staatlich bevormundet
sein möchte, wie er es machen soll. Das gilt für den,
der selbständig arbeitet, aber auch für den, der durch
individuellen Arbeitsvertrag seine Arbeitskraft an ei-
nen anderen verdingt, ja sogar für denjenigen, der zu-
sammen mit anderen in gleicher Lage Arbeitszeit,
Lohn und sonstige Arbeitsbedingungen durch kollekti-
ven Vertrag regeln läßt. Ob er lange arbeitet oder kurz,
tagsüber oder während der Nacht, ob mit langer oder
kurzer Urlaubsunterbrechung, ob mit voller oder ein-
geschränkter Sicherung gegen das Risiko, krank zu wer-
den, ob mit höherem Lohn und eigenverantworteter
Altersversorgung oder mit niedrigerem Lohn und kol-
lektiver Altersvorsorge, das möchte kaum jemand von
Außenstehenden, die mit ihm und seinesgleichen sonst
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nichts zu tun haben, vorgeschrieben bekommen. Schon
gar nicht möchte er es in einer Weise vorgeschrieben
bekommen, die es ihm unmöglich macht, seine Ar-
beitskraft überhaupt zu verwerten. Selbst was sie ihrer
Humanität schuldig sind, möchten die Menschen im
Konkreten weitgehend selbst bestimmen. Ob Frauen
bei gleichwertiger Arbeit auf jeden Fall genausoviel
verdienen wollen wie Männer, obwohl sie dann bei
potentiellen Arbeitgebern wegen der Möglichkeit, daß
sie wegen Schwangerschaft ausfallen, eingeschränkte
Beschäftigungschancen haben, das wollen sie vielleicht
gemeinschaftlich entscheiden, vertreten durch Organi-
sationen, in denen sie auf der Basis gemeinsamer Ein-
stellungen mitwirken, aber doch nicht gleich im Zei-
chen des Menschenrechts, vertreten durch eine Welt-
regierung oder eine europäische Regierung.

Kurz, es gibt vermutlich nur ganz wenige Bereiche,
wenn überhaupt welche, in denen es angemessen er-
scheint, daß eine europäische Instanz den Menschen in
Europa vorschreibt, zu welchen Konditionen sie arbei-
ten dürfen. Dabei ist von besonderer Bedeutung, daß
bei den gegebenen Unterschieden in der Arbeitspro-
duktivität jede partielle Normierung notwendigerwei-
se bei den übrigen Arbeitsbedingungen doppelt große
Unterschiede bedingt, wenn denn geringere Produkti-
vität nicht Erwerbslosigkeit zur Folge haben soll.

Europäische Währungsunion und Lohnpolitik

12. Die Europäische Währungsunion wird keine Um-
stände herbeiführen, die an diesen Einsichten etwas
ändern. Die Lohnpolitik wird in der Europäischen Wäh-
rungsunion wieder mehr in der Lage sein, beschäfti-
gungspolitisch wirksam zu agieren. In einer Gemein-
schaft, in der der Geldwert für alle vorgegeben ist und
in der es keine Wechselkursänderungen mehr gibt, be-
deutet jede gebietsweise Festlegung von Nominallöh-
nen zugleich eine Festlegung von Reallöhnen, eine
Festlegung von Löhnen, mit denen man im Wettbewerb
mit anderen, die eigene Festlegungen getroffen haben,
bestehen muß. Dies hat eine doppelte Bedeutung. Kei-
ne gebietsweise Abwertung der Währung kann einen zu
hohen Nominallohn im Verhältnis zu anderen herab-
setzen und damit wettbewerbsfähig machen. Keine ge-
bietsweise Aufwertung der Währung wird einen Nomi-
nallohn, den man, um mehr Absatz, Produktion und
Beschäftigung rentabel zu machen, zurückhaltend fest-
gelegt hat, im Verhältnis zu anderen heraufsetzen und
damit früher oder später seiner Wettbewerbswirkung
berauben. Was oft in der Diskussion über die Europäi-
sche Währungsunion verkannt wird: Der zweite Fall ist

der Entscheidende, nicht der erste. Denn den ersten –
die Festlegung zu hoher Nominallöhne – kann man aus
eigenem Entschluß vermeiden. Den zweiten Fall – die
mögliche Konterkarierung einer zurückhaltenden
Lohnpolitik durch Aufwertung der Währung – kann
man ohne eine Währungsunion nicht vermeiden. Dabei
gilt selbstverständlich: Wes Waffen geschärft werden,
des Verantwortung, sie richtig zu gebrauchen, wächst.

Keine neuen sozialen Probleme, ...

13. Die diffuse Vorstellung, eine Währungsunion
schaffe eine Solidar- und Schicksalsgemeinschaft, ist
wenig hilfreich bei der Frage, welchen Aufgaben die
Europäische Sozialpolitik sich künftig zu stellen hat.
In der Währungsunion bleibt die Marktwirtschaft eine
individualistische Veranstaltung – ein System dezen-
tralen Entscheidens auf der Basis dezentraler Verant-
wortung. Die Mitgliedsländer erhalten ein für alle
gleich gutes Geld. Was sie verlieren, ist die Möglich-
keit, national schlechtes Geld zu schaffen. Dies ist
kein beklagenswerter Verlust. Inflation löst keine so-
zialen Probleme. Die Europäische Währungsunion
kann – ist sie bei ihrer Aufgabe, gutes Geld zu schaf-
fen, erfolgreich – für alle große Vorteile bringen. Und
daß sie in diesem Sinne erfolgreich sein wird, darf und
muß bei der Frage nach dem nötigen sozialpolitischen
Konzept für die Gemeinschaft zunächst einmal unter-
stellt werden. Dann aber ist die Furcht unbegründet, die
Währungsunion werde neue soziale Probleme mit sich
bringen, für die nur die Gemeinschaft als ganze einste-
hen könne.

Richtig ist sicherlich: Wenn immer Menschen etwas
gemeinsam unternehmen, machen sie sich auch Ge-
danken darüber, wie ein Teil der von allen erzielten
Vorteile dafür reserviert werden kann, denen zu helfen,
die ohne eigenes Verschulden in Bedrängnis geraten.
Das wird auch in der Europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion so sein. Es ist Frucht der Solidarität,
die aus Zugehörigkeit erwächst. Letztlich wurzelt Soli-
darität im Eigeninteresse auf lange Sicht in einer unsi-
cheren Welt. Notabene, Hilfe darf erwarten, wer ohne
eigenes Verschulden in Bedrängnis kommt, nicht wer
auf solche Hilfe spekuliert und sich danach verhält.

... aber Anpassung bei den Ansprüchen

14. Berechtigt ist die Erwartung, daß die Europäische
Wirtschafts- und Währungsunion den internationalen
Wettbewerb, dem die Arbeitsmärkte ausgesetzt sind,
und den Rationalisierungsdruck, den die Sozialsyste-
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me in fast allen europäischen Ländern spüren, verstär-
ken wird. Davon war schon die Rede. Wer ständig vor
allem damit zu tun hat, auf höhere Löhne und bessere
Arbeitsbedingungen zu dringen oder neue Ideen für den
Ausbau des Sozialstaats auf den Weg zu bringen, emp-
findet dies verständlicherweise als existentielle Be-
drohung. Europaweite Lohndrückerei und Abbau des
Sozialstaats sind hier die Schlagworte. Europaweite
sozialpolitische Regulierung wird auf den Plan geru-
fen. Wer sich hingegen vor allem Gedanken macht, wie
dem bedrückenden Problem der unerhört hohen Dau-
erarbeitslosigkeit in Europa beizukommen ist, sieht
das anders. Er kommt nicht ohne die Hoffnung auf
langanhaltende lohnpolitische Zurückhaltung und sehr
hohe Einsparungen in den Sozialbudgets aus. Nicht
einmal die Möglichkeit kann er ausschließen, daß die
Reallöhne in Europa sogar sinken müssen, namentlich
dort, wo für einfache Arbeit (und für Arbeit obsoleter
Qualifikation) zu hohe Löhne gezahlt werden müssen.
Richtig ist, daß niemand einen Wettbewerbsvorteil er-
zielt, wenn er seinen Lohnanspruch senkt und die ande-
ren ihm darin folgen. Die eigentliche Verheißung des
Wettbewerbs ist aber auch gar nicht die Gewinnung
eines Vorteils auf Kosten anderer, sondern die Herbei-
führung eines markträumenden Preises für alle, auf
dem Arbeitsmarkt also eines Lohnes, bei dem alle, die
um diesen Preis arbeiten wollen, auch Arbeit finden
können. Der Wettbewerb ist nur oberflächlich betrach-
tet ein Kampf aller gegen alle. Im Grunde geht es
darum herauszufinden, welche zusätzlichen Arbeiten
lohnend werden, wenn man die Ansprüche an die Höhe
des Arbeitsergebnisses sukzessive etwas zurücknimmt.
Objektiv gibt es ja für alle genug zu tun auf der Welt.
Aber wie jedermann sieht, gibt es nicht genug von der
Arbeit, bei der so viel herauskommt, daß daraus die
heute in Europa verlangten Löhne gezahlt werden kön-
nen. Daß aufgrund einer sachgerechten Anpassung am
Ende auch diejenigen weniger verdienen, die selbst bei
den anfangs marktwidrig hohen Löhnen eine Beschäf-
tigung gefunden hatten, trifft zu. Aber soweit die hohen
Löhne für alle vorgegeben waren, ging das bisher vor-
teilhafte Arbeitsverhältnis der Privilegierten eben auf
Kosten der Erwerbschancen derer, die arbeitslos blie-
ben.

IV. Die arbeitsmarktpolitische Seite

1. Ausgangslage

15. Seit vielen Jahren sind in der Europäischen Union
die meisten Mitgliedsländer, darunter auch Deutsch-
land, mit dem Problem einer hohen Arbeitslosigkeit

konfrontiert. Gegenwärtig sind rund 18 Millionen
Menschen im erwerbsfähigen Alter als arbeitslos regi-
striert, die Arbeitslosenquote beträgt 11 Prozent (sie-
he Tabelle). Fast jeder vierte Arbeitslose ist jünger als
25 Jahre, fast jeder zweite hat schon über ein Jahr lang
keinen Arbeitsplatz.Von Erwerbslosigkeit betroffen
sind vor allem Anbieter einfacher Arbeit, neuerdings
aber auch zunehmend qualifizierte Arbeitskräfte. Die
Europäische Kommission schätzt, daß der überwie-
gende Teil der Arbeitsloigkeit strukturelle Ursachen
hat, so daß durch eine konjunkturelle Belebung die
drückenden Arbeitsmarktprobleme nicht nachhaltig
gemildert würden. Tatsächlich sind im Zeitraum 1993-
95 in der Gemeinschaft insgesamt gerade einmal
700.000 Arbeitsplätze neu entstanden, während in den
Vereinigten Staaten in der gleichen Zeit die Anzahl der
Erwerbstätigen um mehr als 4 Millionen zugenommen
hat.

16. Angesichts der geringen Beschäftigungsdynamik
in Europa werden die Forderungen nach arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen immer lauter. Verbreitet ist
die Vorstellung, daß dies am besten auf Gemein-
schaftsebene zu organisieren sei, sozusagen als Bau-
stein auf dem Weg zur Errichtung einer Sozialunion.
Flankiert werden müsse nach dieser Meinung die ge-
meinsame Arbeitsmarktpolitik durch Vorkehrungen
gegen die Konkurrenz aus Niedriglohnländern, notfalls
auch innerhalb des Binnenmarktes, weil es sonst, wie
es heißt, zu Sozialdumping und Wettbewerbsverzer-
rungen käme, die in Deutschland und anderen Hoch-
lohnländern der Union das Beschäftigungsrisiko auf
unerträgliche Weise vergrößerten. Und ergänzt wer-
den könne das Ganze bei dieser Sicht der Dinge durch
eine Koordination der Tariflohnpolitik auf EU-Ebene,
damit nach dem Wegfall des Wechselkursmechanis-
mus in der Europäischen Währungsunion die Lohn-
stückkosten in den einzelnen Ländern nicht allzu sehr
auseinanderlaufen. Wir halten solche Überlegungen
und Bestrebungen für gefährlich und falsch.

Funktionsstörungen auf den Arbeitsmärkten

17. Falsch ist vor allem, lediglich an Symptomen an-
setzen zu wollen, das Übel nicht an der Wurzel zu
bekämpfen. Wenn sich die Arbeitslosigkeit so verfe-
stigt, wie das in der Europäischen Union der Fall ist,
muß von gravierenden Funktionsstörungen auf den Ar-
beitsmärkten ausgegangen werden. Und in der Tat:
Noch immer hat die Tariflohnpolitik nahezu überall zu
wenig Rücksicht genommen auf die enger gewordenen
Verteilungsspielräume; insbesondere hat sie die regio-
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nalen, sektoralen und qualifikatorischen Lohnstruktu-
ren relativ inflexibel gemacht, bedenkt man den Anpas-
sungsbedarf, der mit der fortschreitenden Globalisie-
rung der Märkte über die europäischen Volkswirtschaf-
ten hereingebrochen ist. Nahezu überall hat der Ge-
setzgeber den Wohlfahrtsstaat so stark ausgebaut, daß
sich in den Systemen der sozialen Sicherung große
Finanzierungsprobleme auftaten, die wiederholt zu Er-
höhungen der Beitragssätze der Pflichtversicherten
zwangen (trotz gewisser Leistungskürzungen), wodurch
die Lohnnebenkosten in den Unternehmen anstiegen.
Nahezu überall wurden die Arbeitsmärkte durch Geset-
ze, tarifvertragliche Regelungen und nicht zuletzt durch
die Rechtsprechung über das Maß hinaus reguliert, für
das es solide ökonomische und soziale Gründe gab und
gibt, unter Inkaufnahme einer entsprechenden Verteue-
rung der Arbeitsleistung und von Verzögerungen im
Strukturwandel.

Über diese Kanäle entstand in vielen EU-Ländern Ar-
beitskostendruck, fühlbar und persistent. In einigen
Ländern, wie Großbritannien und Italien beispielswei-
se, hat die Abwertung der Währungen vorübergehend
Luft verschafft. In anderen Ländern, besonders
Deutschland, verschärfte sich das Problem noch, weil
die Währung höher bewertet wurde. Den Zusammen-
hang zwischen Arbeitskosten und Nachfrage nach Ar-
beitskräften im Blick zu haben ist Voraussetzung für

Arbeitslosigkeit in ausgewählten EU-Ländern
- in Prozent aller Erwerbspersonen -

- standardisiert -

Land 1991 1992 1993 1994 1995

Belgien 7,2 7,7 8,6 9,6 9,4
Deutschland* 4,2 4,6 7,9 8,4 8,2
Frankreich 9,4 10,3 11,7 12,3 11,6
Großbritannien 8,8 10,1 10,4 9,6 8,7
Italien 9,9 10,5 10,2 11,1 12,2
Niederlande 7,0 5,6 6,2 6,8 6,5
Schweden 3,3 5,8 9,5 9,8 9,2
Spanien 16,0 18,1 22,4 23,8 22,7

Europäische Union 8,5 9,4 10,9 11,4 11,0
Zum Vergleich:
Vereinigte Staaten 6,8 7,5 6,9 6,0 5,5

* 1991, 1992 nur Westdeutschland
Quelle: OECD Wirtschaftsausblick, Nr. 59, Juni 1996

eine erfolgversprechende Beschäfti-
gungsstrategie. In der Führungsrolle
sind die Tarifvertragsparteien in den
einzelnen Ländern. Sie können und dür-
fen nicht dadurch aus ihrer Verantwor-
tung entlassen werden, daß auf Gemein-
schaftsebene versucht wird, der Ar-
beitsmarktprobleme Herr zu werden.

2. Gegen eine Gemeinschafts-
kompetenz in derBeschäfti-
gungspolitik

18. Die Europäische Kommission hat
in ihrem Weißbuch über Wachstum,
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung (vom Dezember 1993) den Re-
gierungen der Mitgliedsländer nahege-
legt, in der Beschäftigungspolitik en-
ger zusammenzuarbeiten. Das Ziel soll
sein, bis zum Jahre 2000 mindestens
15 Millionen neue Arbeitsplätze zu
schaffen und damit die Arbeitslosen-
quote in der Gemeinschaft, die zu jener

Zeit noch eine Zwölfergemeinschaft war, zu halbieren.
In der Förderung beschäftigungspolitischer Koopera-
tion zwischen den Mitgliedstaaten sieht die Kommis-
sion für sich eine wichtige Aufgabe; entsprechend ent-
faltet sie Initiativen zur Förderung beschäftigungswirk-
samer Investitionen – im kleinen wie im großen (Mit-
telstandsprogramme, Ausbau transeuropäischer Infra-
strukturnetze). So sehen es auch das Europäische Par-
lament, einzelne Regierungen und die Gewerkschaften
in verschiedenen Ländern. Auf der Regierungskonfe-
renz zu Maastricht II steht die Frage nach einer Ge-
meinschaftskompetenz in diesem Bereich zur Diskus-
sion an, nachdem die mit den Vorarbeiten betraute
Reflexionsgruppe dazu aufgefordert hat mit dem aus-
drücklichen, wenngleich weit hergeholten Hinweis, daß
ein hoher Beschäftigungsstand eine Angelegenheit von
gemeinsamem Interesse gemäß Artikel 2 des EG-Ver-
trages sei.

Keine Kreditaufnahme

19. Eine Gemeinschaftskompetenz in der Beschäfti-
gungspolitik könnte darauf hinauslaufen, dem europäi-
schen Haushalt durch Kreditaufnahme Expansions-
spielräume zu eröffnen. Dies ist nicht zu billigen:

– Auf der Gemeinschaftsebene gibt es keine Steuer-
erhebungskompetenz, was schon deshalb sachge-
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chem Nutzen für das einzelne Land und die Gemein-
schaft verschwendet werden, von den stets zu befürch-
tenden Mitnahmeeffekten ganz abgesehen.

Keine aktive Arbeitsmarktpolitik

21. In der europäischen Diskussion wird verlangt, daß
auf Gemeinschaftsebene aktive Arbeitsmarktpolitik
betrieben werde, vor allem zur Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Davon ist nichts zu halten. Es
spricht zwar einiges dafür, namentlich durch Maßnah-
men der Umschulung und Fortbildung von Arbeitslo-
sen deren Chancen am Arbeitsmarkt zu verbessern. Es
spricht aber nichts dafür, diese Politik auf der obersten
Ebene der Union anzusiedeln. Im Gegenteil, überall
dort, wo aktive Arbeitsmarktpolitik stattfindet, hat sich
gezeigt, daß damit noch am ehesten etwas Positives
bewirkt werden kann, wenn man sich gezielt auf Pro-
blemgruppen konzentriert und dabei auch möglichst
die Betriebsnähe sucht. Das geschieht besser auf der
untersten Ebene der Gebietskörperschaften, gleichsam
vor Ort, – alles natürlich innerhalb der engen Grenzen,
die der aktiven Arbeitsmarktpolitik grundsätzlich ge-
zogen sind. Sie ist zu teuer, als daß sie auch nur auf
Problemgruppen bezogen intensiv betrieben werden
könnte. Ihre Erfolgsaussichten sind im ganzen unge-
wiß, und sie kann lohnpolitisches Fehlverhalten der
Tarifvertragsparteien begünstigen. Eine Gemein-
schaftskompetenz für aktive Arbeitsmarktpolitik wür-
de diese Grenzen nicht hinausschieben. Arbeitsmarkt-
politik ist keine europäische Aufgabe. Das Subsidiari-
tätsprinzip steht dem klar entgegen.

3. Die Mär vom „Sozialen Dumping“

22. Der verschärfte strukturelle und technische Wan-
del setzt alle Mitgliedsländer der Europäischen Union
unter einen enormen Anpassungsdruck. Die Hauptlast
der Anpassung trifft die wohlhabenderen Länder des
Zentrums, und dort vor allem die wenig qualifizierten
Arbeitnehmer. Im Vergleich zu den südeuropäischen
Ländern sind die Kosten wenig qualifizierter Arbeit in
den nordeuropäischen Ländern unverhältnismäßig ge-
stiegen. Die Gewerkschaften in diesen Ländern drehen
deshalb im Verein mit einzelnen Arbeitgeberverbän-
den und vielen politisch Verantwortlichen den Spieß
um, indem sie argumentieren, der Wettbewerb auf den
europäischen Arbeitsmärkten werde durch die ärmeren
Länder der Peripherie der Europäischen Union einsei-
tig verzerrt. Sowohl die arbeits- und sozialrechlichen
Standards wie die Löhne seien dort zu niedrig. Es han-
dele sich um ein „soziales Dumping“, das nicht länger

recht ist, weil die Europäische Union kein staatli-
ches Gebilde (im Sinne eines föderalen Bundes-
staates etwa) ist. Über den Finanzierungsrahmen
für die Erledigung von Aufgaben der Gemeinschaft
entscheiden letztlich die Mitgliedstaaten. Diese
Prärogative würde ausgehöhlt, wenn die Gemein-
schaft die Möglichkeit der Kreditaufnahme erhiel-
te. Supranationalen Zentralisierungstendenzen, die
ohnehin schon bestehen, würde zusätzlich Vorschub
geleistet werden, ohne daß damit die Effizienz des
Wirtschaftens in Europa zunähme.

– Es ist sehr fraglich, ob durch zusätzliche Verschul-
dung auf der Gemeinschaftsebene überhaupt posi-
tive Beschäftigungswirkungen zu erzielen sind, ist
doch die Arbeitslosigkeit zu einem großen Teil
strukturell bedingt, nicht konjunkturell. Die Erfah-
rungen, die in den Mitgliedstaaten mit expansiver
Finanzpolitik gemacht wurden, sprechen jedenfalls
gegen solche Erwartungen. Mehr als ein Strohfeuer
wurde selten entfacht. Die öffentlichen Haushalte
sind aus dem Ruder gelaufen; die meisten EU-Län-
der stehen unter hartem Konsolidierungszwang
(nicht nur wegen der finanzpolitischen Konver-
genzkriterien des Maastricht-Vertrages). Es würde
keinen Sinn geben, auf mitgliedstaatlicher Ebene
die öffentliche Neuverschuldung zurückzuführen,
sie aber auf der Gemeinschaftsebene auszuweiten.

20. Auch der Hinweis auf die Notwendigkeit, die trans-
europäische Infrastruktur zu verbessern – der Maas-
trichter Vertrag hat hier der Gemeinschaft Aktions-
möglichkeiten eröffnet –, ist kein Argument für kre-
ditfinanzierte Beschäftigungsprogramme. Engpässe in
der wirtschaftsnahen Infrastruktur zu beheben ist ein
wichtiges Anliegen. Öffentliche Investitionen in die-
sem Bereich können freilich privat finanziert werden.
Sie sollten es auch, der höheren Rationalität wegen. Zu
diesem Zweck, aber nicht nur zu diesem, sollte die
Gemeinschaft ihre Möglichkeiten dazu nutzen, die im-
mer noch bestehenden vielfältigen staatlichen Regu-
lierungen im Bereich der Verkehrsnetze, der Energie-
transportstruktur und der Telekommunikation zu be-
seitigen. Diese Regulierungen beeinträchtigen auf na-
tionaler Ebene den Wettbewerb in unzulässiger Weise,
und sie stellen im europäischen Binnenmarkt ein gra-
vierendes Hemmnis für eine funktionstüchtige trans-
europäische Infrastruktur dar. Marktöffnung hat Vor-
rang vor dem Einsatz öffentlicher Kreditmittel unter
dem Etikett „Infrastrukturmaßnahmen“, zumal dann der
Gefahr vorgebeugt würde, daß öffentliche Gelder in
Prestigeobjekten mit fragwürdigem volkswirtschaftli-
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hinzunehmen sei. Über Vereinbarungen müsse erreicht
werden, daß die unterschiedlichen Standards auf den
Arbeitsmärkten in der Europäischen Union zunehmend
aneinander angeglichen werden. Das Fernziel der Ge-
werkschaften des Zentrums sind einheitliche Arbeits-
bedingungen in der Europäischen Union.

23. Der Vorwurf eines „sozialen Dumping“ betrifft
zwei Punkte: Zum ersten wird argumentiert, die Länder
der Peripherie nutzten ihre geringeren Arbeitskosten
dazu aus, ihre Produkte in den Ländern des Zentrums
zu billig anzubieten. Zum zweiten wird argumentiert,
ihre Arbeitskräfte eröffneten einen „unfairen“ Wettbe-
werb, indem sie auf Zeit zuwanderten und zu geringen
Löhnen arbeiteten. Richtig ist, daß der Binnenmarkt es
den Arbeitskräften der Peripherie ermöglicht, den inn-
ereuropäischen Wettbewerb an den Güter- und einzel-
nen Arbeitsmärkten zu verschärfen. Aber es ist irrefüh-
rend, diese Sachverhalte als illegitim, als „soziales
Dumping“ zu brandmarken.

Dumping ist auch nicht schon immer dann gegeben,
wenn Exporteure im Ausland billiger verkaufen als im
Inland. Dumping liegt dann vor, wenn ausländische Ex-
porteure versuchen, inländische Konkurrenten zu ver-
drängen, indem sie ihre Produkte zu Preisen anbieten,
die nicht einmal die variablen Kosten decken. Das stra-
tegische Ziel solchen Verhaltens wäre es, durch tem-
poräre Inkaufnahme von Verlusten dauerhaft höhere
Marktanteile zu erzielen, um anschließend Gewinne
über monopolistisch überhöhte Preise einzufahren.
Von Dumping könnte man ebenso sprechen, wenn aus-
ländische Arbeitnehmer im Inland ihre Arbeitskraft zu
Löhnen anböten, die geringer wären als in ihrem Hei-
matland.

Tatsächlich ist weder das eine noch das andere gege-
ben. Die Exporteure der Peripherie bieten ihre Pro-
dukte nicht zu Preisen an, die unter den variablen Ge-
stehungskosten liegen, und natürlich haben die Arbeit-
nehmer dieser Länder nicht das geringste Interesse,
hierzulande zu Löhnen zu arbeiten, die unter den Ver-
dienstmöglichkeiten in ihren Heimatländern liegen.

24. Die geringeren Löhne und die niedrigeren arbeits-
und sozialrechtlichen Standards in den Ländern der
Peripherie sind Ausdruck des dort derzeit noch gerin-
geren Entwicklungsstandes. Die im Vergleich zum
Zentrum der Europäischen Union weit geringere Ar-
beitsproduktivität bedingt eine geringere Vergütung
der Arbeitsleistung. Der Ertrag der Arbeit wird den
Arbeitnehmern zum größeren Teil als Lohn ausgezahlt,

zum anderen Teil wird er durch die Lohnnebenkosten
absorbiert. Solange die gesamten Arbeitskosten im Ein-
klang mit der Produktivitätsentwicklung stehen, spielt
es aus der Sicht der Unternehmen keine entscheidende
Rolle, wie diese Aufteilung vorgenommen wird. Aus
der Sicht der Arbeitnehmer kann das anders sein.

Der Standortwettbewerb in Europa hat verschiedene
Dimensionen. Während die wohlhabenderen Länder
des Zentrums von Standortvorteilen wie besser qualifi-
zierten Arbeitskräften, einer gut ausgebauten Infra-
struktur und einem hohen Stand der Grundlagenfor-
schung wie der anwendungsorientierten Forschung
profitieren, setzen die peripheren Länder auf den Stand-
ortvorteil erheblich niedrigerer Arbeitskosten. Sie
brauchen niedrige Arbeitskosten, damit sie ihre bei
geringerer Produktivität erzeugten Produkte absetzen
können. Im übrigen: Der Standortwettbewerb ist wohl-
fahrtsfördernd für alle Beteiligten. Würde man die
Standortvorteile künstlich einebnen, etwa durch die
Angleichung der Arbeits- und Sozialbedingungen, so
würden die durch Warenaustausch erzielbaren Gewin-
ne der internationalen Arbeitsteilung verringert. Das
ginge zu Lasten aller Beteiligten, der peripheren wie
der übrigen Länder der Europäischen Union.

Angleichung: weder wohltätig für die Peripherie ...

25. Für eine Harmonisierung der Arbeits- und Sozial-
bedingungen auf den europäischen Arbeitsmärkten gibt
es keine ökonomisch wirklich tragfähige Begründung.
Wohl aber gibt es eine Reihe von Gründen, die dagegen
sprechen. Deshalb drängt sich der Verdacht auf, daß
der Vorwurf des Sozialdumpings nur dazu dient, den
peripheren Ländern einen legitimen Wettbewerbsvor-
teil zu nehmen. Die Hochlohnarbeitsplätze des Zen-
trums sollen gegen die Niedriglohnkonkurrenz der Pe-
ripherie abgeschottet werden. Auch die sich sozial ge-
bende Forderung, es gelte, den Arbeitnehmern der är-
meren Mitgliedsländer bessere Arbeits- und Sozialbe-
dingungen zu verschaffen, kann das protektionistische
Interesse nur mühsam kaschieren. Der liberale Grund-
satz muß sein, daß die Arbeitnehmer jener Länder
selbst entscheiden dürfen, ob sie einen höheren Ar-
beitskomfort, einen verbesserten Kündigungsschutz
oder mehr Freizeit wollen.

Eine EU-weit verordnete, schrittweise Angleichung der
Arbeits- und Sozialbedingungen ist mit den berechtig-
ten Interessen der peripheren Länder nicht zu vereinba-
ren. Damit sie ihre Wettbewerbsfähigkeit wahren und
den Beschäftigungsstand erhalten könnten, wären sie
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übergehender Natur ist. Weil dies zu Löhnen geschieht,
die erheblich unter den deutschen Löhnen liegen, kann
es zu einer Ausweitung der Produktionstätigkeit, aber
auch zu einer Verdrängung der inländischen Arbeitneh-
mer kommen. Insbesondere die Bauindustrie ist davon
erheblich betroffen.

28. In Deutschland versucht man, die Entwicklung
durch das am 1. März 1996 in Kraft getretene Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz zu steuern. Das Gesetz soll
verhindern, daß die von ausländischen Unternehmen
jeweils vorübergehend auf deutschen Arbeitsstellen
eingesetzten Arbeitnehmer wesentlich niedriger ent-
lohnt werden als ihre inländischen Kollegen. Zu die-
sem Zweck können die jeweils zuständigen Tarifver-
tragsparteien auf Antrag einen von ihnen vereinbarten
Mindestlohn für allgemeinverbindlich erklären lassen.
Dieser Mindestlohn muß dann auch von Arbeitgebern
bezahlt werden, die ihren Firmensitz im Ausland haben,
aber im Inland Arbeitskräfte beschäftigen. Nach einer
vom Europäischen Ministerrat gegen die Stimmen von
Großbritannien und Portugal verabschiedeten allge-
meinen Entsenderichtlinie können derartige Entsende-
gesetze in den Ländern der Gemeinschaft erlassen wer-
den.

Das deutsche Entsendegesetz ist auf drei Jahre befri-
stet. Die gemäß § 5 Tarifvertragsgesetz vom Bundesar-
beitsminister abzugebende Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung bedarf der mehrheitlichen Zustimmung des
aus Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeit-
geber und Arbeitnehmer bestehenden Tarifausschus-
ses.

Für Freizügigkeit

29. Der Schutz heimischer Branchen durch Entsende-
gesetze oder andere protektionistische Eingriffe ist
mit einer Wirtschaftspolitik, die „dem Grundsatz einer
offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb ver-
pflichtet ist“ (Art. 3a EG-Vertrag) nur schwerlich ver-
einbar. Der europäische Binnenmarkt zeichnet sich
durch den freien Verkehr von Waren, Dienstleistun-
gen, Personen und Kapital aus. Der Wettbewerb be-
schränkt sich also nicht auf den freien Güteraustausch.
Vielmehr schließen die Freiheiten des Binnenmarktes
auch die Dienstleistungsfreiheit jedes europäischen
Unternehmers und die Freizügigkeit aller Arbeitneh-
mer ein. Wie Freihandel hat auch Freizügigkeit insge-
samt wohlfahrtssteigernde Wirkungen, jedenfalls wenn
man nicht Partikularinteressen Vorrang gibt. Die Ar-
beitskräfte von der Peripherie der Gemeinschaft sind

gezwungen, die ohnehin relativ niedrigen Löhne weiter
zu drücken, um den Kosteneffekt der Harmonisierung
sonstiger Arbeitsbedingungen aufzufangen. Das wider-
spräche den offenkundigen Präferenzen der Arbeitneh-
mer (Lohneinkommen versus Freizeit und Komfort am
Arbeitsplatz). Es ist daher nicht auszuschließen, ja so-
gar wahrscheinlich, daß die Beschäftigten sich auf ei-
nen Lohnverzicht zur Kompensation der verordneten
höheren Lohnnebenkosten nicht einlassen würden. Das
hätte steigende Lohnstückkosten und damit einen An-
stieg der Arbeitslosigkeit zur Folge. Der für diese
Länder wünschenswerte wirtschaftliche Aufholprozeß
würde einen Rückschlag erleiden. Der Schritt in Rich-
tung Sozialunion wäre für sie also alles andere als
sozial.

... noch für das Zentrum

26. Kurzsichtig ist, wer glaubt, daß jedenfalls die wohl-
habenderen Länder des Zentrums davon profitieren
würden. Zwar können sie sich eine Verringerung des
Wettbewerbsdrucks versprechen. Aber eine zunehmen-
de Arbeitslosigkeit in den peripheren Ländern aufgrund
eines marktwidrigen Angleichungsdrucks von Seiten
der europäischen Sozialpolitik würde zu schwer ab-
weisbaren Forderungen nach finanziellen Ausgleichs-
maßnahmen führen. Gibt man ihnen nach, würden die
wohlhabenderen Länder durch höhere Transferzahlun-
gen an die ärmeren Länder belastet, was letztlich über
eine höhere Abgabenbelastung die Arbeitnehmer trifft.
Darüber hinaus würde der verringerte Wettbewerbs-
druck den Anreiz mindern, erwünschte Reformmaß-
nahmen (Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durch
Deregulierung, Umbau der Systeme der sozialen Si-
cherung) zu ergreifen. Das wäre kontraproduktiv, weil
der Sozialstaat in diesen Ländern ohnehin in eine Sack-
gasse geraten ist. Die steigenden Ausgaben der Syste-
me sozialer Sicherung treiben die Lohnnebenkosten
nach oben, vergrößern den Abstand zwischen Arbeits-
kosten und Nettoverdiensten.

4. Abschottung durch Entsenderichtlinien?

27. Die Garantie der Freizügigkeit in der Europäischen
Union hat in den vergangenen Jahren zunehmend zu
dem neuen Phänomen geführt, daß Unternehmen der
peripheren Länder die Leistung ihrer Stammarbeitneh-
mer in den Ländern des Zentrums zu den wesentlich
günstigeren Arbeitskosten des Heimatlandes anbieten.
Deutschland ist Zielland solcher Aktionen. Die Be-
schäftigung von Arbeitnehmern aus den Ländern der
Gemeinschaft ist legal, sofern ihre Entsendung vor-
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bereit, zu den in ihrem Heimatland üblichen, weit nied-
rigeren Löhnen vorübergehend im Gastland zu arbei-
ten. Dies erlaubt es, dort zu geringeren Kosten zu
produzieren. Davon profitieren die Verbraucher, weil
sie für Güter und Dienstleistungen weniger zahlen müs-
sen. Kommt es dadurch nicht zu einer entsprechenden
Ausweitung der Produktionstätigkeit, sind inländische
Arbeitnehmer der betroffenen Branchen allerdings die
Leidtragenden dieses Wettbewerbs. Fliegende Arbeits-
kolonnen ermöglichen es den Unternehmen, die we-
sentlich teurere Stammbelegschaft erheblich zu ver-
ringern. Verdrängung durch Wettbewerb ist freilich
legitim, zumal wenn man, wie innerhalb der Europäi-
schen Union, kein Argument hat, die Interessen des
Verdrängten höher zu bewerten als die Interessen des-
sen, der verdrängt.

Entsendegesetz – ein Sündenfall

30. Angesichts des in der Bauwirtschaft herrschenden
Verdrängungswettbewerbs – Schätzungen sprechen von
150.000 bis 200.000 entsandten ausländischen Bauar-
beitern – ist es verständlich, daß die Wirtschaftspoli-
tik auf die Anpassungsprobleme der betroffenen Un-
ternehmen und Arbeitskräfte reagiert. Trotzdem: Das
Entsendegesetz mit seinen Mindestlöhnen ist ein ord-
nungspolitischer Sündenfall. Es zielt darauf, die Ko-
sten für entsandte Arbeitnehmer durch Festsetzung von
Mindestlöhnen zu erhöhen und damit die Wettbewerbs-
chancen inländischer Arbeiter gegenüber ausländi-
schen, die bereit sind, zu geringeren Löhnen zu arbei-
ten, zu verbessern. Ein vergleichbares Problem stellt
sich innerhalb Deutschlands, wenn Bauarbeiter aus den
neuen Bundesländern zu Baustellen im alten Bundes-
gebiet entsandt werden.

Als eine zeitlich streng befristete Maßnahme ließe
sich das Entsendegesetz zur Not rechtfertigen, voraus-
gesetzt es wird die dadurch gewonnene Zeit für geeig-
nete Anpassungsmaßnahmen genutzt. Nach allen Er-
fahrungen ist allerdings nicht damit zu rechnen, daß auf
diese Weise das Problem gelöst werden kann. Schutz-
maßnahmen wie das Entsendegesetz vermindern den
Anpassungsdruck mit der Folge, daß sie durch wieder-
holt verlängerte Befristung zementiert werden. Zudem
weckt ein solches Gesetz Begehrlichkeiten in anderen
Branchen. Strukturanpassungen sind keine Besonder-
heit der Bauwirtschaft. Deshalb sind Entsendegesetze
nicht zu befürworten.

5. Europäisierung der Tarifpolitik – uner-
wünscht und unwahrscheinlich

31. Aus Gewerkschaftskreisen kommt mitunter die
Überlegung, in der Tarifpolitik sei aus beschäftigungs-
politischen Gründen grenzüberschreitend mehr Ge-
meinsamkeit wünschenswert. Die Vorstellungen rei-
chen von einem intensiveren Informationsaustausch bis
zur Festlegung gemeinsamer lohn- und sozialpoliti-
scher Ziele (z.B. die Einführung der 35-Stunden Wo-
che) und zum Abschluß europaweiter Tarifverträge
(nach dem Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“,
das der Europäische Metallarbeiterbund 1993 in einer
tarifpolitischen Grundsatzerklärung eingefordert hat).
Auch bei Unternehmensverbänden gibt es hier und da
Stimmen zugunsten einer europäischen Tarifpolitik.
Sie sind getragen von der Vorstellung, dadurch viel-
leicht die Arbeitskosten der Konkurrenz aus Niedrig-
lohnländern zu beeinflussen, sprich deren Löhne
„hochziehen“ zu können (nach dem Muster der von
westdeutschen Verbänden dominierten Tariflohnpoli-
tik in Ostdeutschland unmittelbar nach der deutschen
Vereinigung).

Zentralisierung kontraproduktiv ...

32. Angenommen, es käme zu einer Zentralisierung
der Tarifverhandlungen auf europäischer Ebene. Das
könnte nur kontraproduktiv sein. Die unterschiedli-
chen wirtschaftlichen Gegebenheiten in den einzelnen
EU-Ländern, besonders bei der Arbeitsproduktivität,
würden nicht ausreichend berücksichtigt werden (kön-
nen). Die interregionalen Lohnstrukturen würden sich
marktwidrig einebnen, statt sich marktgerecht zu diffe-
renzieren. Das Problem der strukturellen Arbeitslo-
sigkeit in Europa würde sich verschärfen, nicht mil-
dern.

Daß die Erfahrungen mit zentralen Tarifverhandlungen
auf nationaler Ebene, die in Ländern wie Schweden und
Österreich gemacht wurden, beschäftigungspolitisch
so schlecht nicht waren, ist keine Beruhigung. Hier gab
es interregional keine so bedeutenden Unterschiede
im Entwicklungsstand, wie es sie europaweit gibt. Au-
ßerdem half lange Zeit die Bereitschaft, marktwidrige
Lohnstrukturen durch Regionalpolitik abzuschirmen –
bis die Mittel dazu ausgingen. Inzwischen sind auch
diese Länder auf einen Weg eingeschwenkt, der von
mehr Respekt vor dem, was marktwirtschaftliche Ra-
tionalität gebietet, geprägt ist.
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... und nicht zu erwarten

33. Tatsächlich ist die Vorstellung, die Tariflohnpoli-
tik lasse sich demnächst europäisieren, auch wirklich-
keitsfremd.

Zum einen fehlt es völlig an einem gemeinsamen insti-
tutionellen Rahmen für solche Tarifverhandlungen. Die
tarifrechtlichen Organisationsmodelle divergieren
sehr stark von Land zu Land. Die Tarifautonomie ist
unterschiedlich geregelt, entsprechend unterschiedlich
ist die Rolle des Staates bei kollektiven Lohnverhand-
lungen. In einigen Ländern sind Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbände nach Branchen organisiert, in an-
deren agieren sie national oder differenzieren sich
nach ideologischer Ausrichtung. Der Europäische Ge-
werkschaftsbund und der Wirtschaftsdachverband UNI-
CE haben keinerlei Verhandlungskompetenzen; was sie
auch immer vereinbaren wollten, es hätte keine bin-
dende Wirkung für die Tarifverträge innerhalb der Mit-
gliedstaaten. Es ist nicht zu erkennen, daß sich zur
Stärkung einer europäischen Verhandlungsebene neue
entscheidungsrelevante Organisationsstrukturen her-
ausbilden könnten.

Zum anderen, und das ist es, was wirklich zählt: Gerade
weil die wirtschaftlichen Bedingungen zwischen den
einzelnen Ländern so unterschiedlich sind, ist es
schwer vorstellbar, daß sich Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberinteressen europaweit kartellieren lassen.
Namentlich die noch weniger entwickelten Mitglieds-
länder wissen, daß ihre niedrigeren Arbeitskosten ihre
Trumpfkarte sind, eine Trumpfkarte, die sie nicht weg-
geben dürfen, sondern die sie ausspielen müssen, da-
mit die eigene Wirtschaft exportieren und sich gegen-
über der Importkonkurrenz behaupten kann. Niemand
sollte sie für so einfältig halten, daß sie auf das ver-
zichten, was sie im Wettbewerb um das international
mobile Kapital als Investitionsstandort attraktiv hält.
Auf diese Weise können diese Länder gegenüber den
fortgeschritteneren Mitgliedstaaten wirtschaftlich auf-
holen und zu mehr Beschäftigung gelangen, dabei nach
und nach auch die sozialen Standards anheben. Warum
also sollte die Lohnpolitik dort einen Kurs fahren, wie
ihn sich die Tarifvertragsparteien in produktivitätsstar-
ken Ländern wünschen? Auch wenn künftig die Löhne
in Euro gezahlt werden und dadurch der direkte Lohn-
vergleich ohne Umrechnerei möglich ist, den „glei-
chen Lohn für gleiche Arbeit“ werden die Arbeitneh-
mer in diesen Ländern, die vor allem Beschäftigung
wollen, nicht fordern. So einfältig ist niemand.

34. Nicht einmal die Hochlohnländer bieten die für
eine Europäisierung der Tarifpolitik geeigneten Be-
dingungen. Die Kartellierbarkeit der Interessen sowohl
auf der Arbeitnehmerseite wie auf der Arbeitgebersei-
te erodiert zunehmend, vor allem unter dem Eindruck
der Globalisierung der Märkte. Der überkommene Flä-
chentarifvertrag muß sich für mehr Flexibilität und
Differenzierung öffnen, oder er wird nicht überleben.
Noch sind die Widerstände dagegen groß. Aber schon
heute werden in zahlreichen Betrieben in Deutschland
und anderwärts tarifvertragliche Regelungen umgan-
gen, das Niveau vereinbarter Arbeitsentgelte unter-
schritten, teilweise contra legem. Weitere Erosions-
erscheinungen des Kartells auf Arbeitgeberseite sind
die Verbandsflucht bisheriger Mitgliedsunternehmen
und die Weigerung von jungen Unternehmen, dem Ver-
band überhaupt beizutreten. Mit fortschreitender Ten-
denz zur Arbeitszeitflexibilisierung bei abhängig Be-
schäftigten und zu Tätigkeiten als freie Mitarbeiter
werden Arbeitsverträge stärker individualisiert werden
(müssen), als es bislang der Fall war. Hier finden die
Interessen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern wie-
der zusammen, jetzt aber nicht in Gestalt uniformer
Vertragsbeziehungen, sondern in Gestalt erwünschter
Vielfalt. Jeder lernt, daß er den sich ändernden Markt-
verhältnissen Rechnung tragen muß – um der Siche-
rung von guten Erwerbs- und Beschäftigungschancen
willen. Gegen all dies können die Repräsentanten der
Verbände durch Absprachen auf Gemeinschaftsebene,
wenn sie es denn versuchten, nichts ausrichten, sie
stünden auf verlorenem Posten. Eine Europäisierung
der Tarifpolitik ist also nicht zu erwarten. Die Tarif-
lohnpolitik wird für lange Zeit national bleiben und
mehr und mehr im europäischen, ja weltweiten Wett-
bewerb betrieben werden müssen. Steinzeitliche For-
men der Geburtshilfe für Tarifverträge, wie Streik und
Aussperrung, werden immer weniger dazu passen und
womöglich schon bald der Vergangenheit angehören.
Und das ist, nicht zuletzt wegen des damit vergrößerten
Spielraums für gesamtwirtschaftliche Effizienz und
Dynamik, gut so.

V. Zur Harmonisierung der
sozialen Sicherung

1. Spannbreite europäischer 
Sicherungssysteme

35. Die soziale Sicherung umfaßt viel: die Sozialhilfe,
das Wohngeld, die Rentenversicherung, die Kranken-
versicherung, die Arbeitslosenversicherung und die
Pflegeversicherung. Ja, solche Auflistung ist noch un-
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vollständig. Auch die Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall, die finanzielle Unterstützung von Auszubildenden
(BAföG), der Soziale Wohnungsbau, das Kindergeld
werden den Sozialleistungen zugeordnet, während die
Unfallversicherung tatsächlich als Versicherung gese-
hen wird. Aber auch ein engerer Begriff macht Sinn. Er
umschlösse nur die Sozialhilfe und das Wohngeld, weil
nur hier die Bedürftigkeit geprüft wird. Bei den ande-
ren Systemen handelt es sich um Versicherungen, die
mit sozialen Komponenten und Umverteilungselemen-
ten durchsetzt sind.

36. Die Mindeststandards und die Ausgestaltung der
sozialen Sicherung sind in der Europäischen Union
höchst unterschiedlich geregelt. Und auch die Spann-
weite der Summe der Beitragssätze ist beträchtlich.
Das erklärt sich zum Teil durch große Unterschiede im
Anteil der Steuerfinanzierung. Gemeinsam ist den So-
zialsystemen, daß sie sich fast überall zu Vollversor-
gungssystemen entwickelt haben. Der Drang der Sozi-
alpolitiker, die Leistungen zu erhöhen, und einzelner
Gruppen, besondere Vergünstigungen zu erhalten, lie-
ßen die Sozialsysteme unaufhaltsam wachsen. Erst in
jüngster Zeit richtet sich der Blick zunehmend auf die
stark gestiegene Beitragsbelastung. Der Unmut über
die steigenden Beiträge fällt zusammen mit der bangen
Frage, welche Leistungen den Beiträgen in Zukunft
noch gegenüberstehen. Die Hoffnung auf immer grö-
ßere soziale Sicherheit durch allumfassende staatliche
Sicherungssysteme hat sich als trügerisch erwiesen.
Die Umlagesysteme unterliegen nicht nur den steigen-
den Ansprüchen der Beitragszahler und den ständigen
verteilungspolitischen Eingriffen des Staates; sie sind
auch sehr störanfällig bei steigender und chronisch
hoher Arbeitslosigkeit und vor allem bei demographi-
schen Veränderungen, wie sie in den nächsten Jahr-
zehnten zu erwarten sind.

Die Hauptursache für die Instabilität ist systemimma-
nenter Art. Obwohl die meisten sozialen Sicherungs-
systeme als Versicherung bezeichnet werden, weichen
sie erheblich von den Grundsätzen privater Versiche-
rungen ab. Es besteht keine Äquivalenz zwischen den
individuellen Beitragszahlungen und dem individuellen
Risiko und damit den Leistungen der Systeme. Den
Versicherungen wurden von Anfang an auch sozialpoli-
tische und verteilungspolitische Aufgaben zugewiesen.
Bestimmte Gruppen werden ohne Rücksicht auf das
Äquivalenzprinzip und ohne Prüfung der Bedürftigkeit
begünstigt. Die Folge ist, daß andere Personengruppen
weit stärker belastet werden als in einer privaten Versi-

cherung und daß dadurch eine Gefährdung und latente
Selbstzerstörung der Systeme angelegt ist.

37. Durch das Recht auf Freizügigkeit und die auch
tatsächlich zunehmende Mobilität der Arbeitnehmer in
der Europäischen Union werden – so wird vielfach
befürchtet – Ausweichreaktionen der in einem Sozial-
system übermäßig Belasteten erleichtert. Das verstärkt
die Inanspruchnahme besonders günstiger Regelungen
und bedroht damit die Stabilität der Sozialsysteme.
Deshalb sei eine Harmonisierung bis hin zu einer zen-
tralen Lösung auf europäischer Ebene unumgänglich.
Mit der Vereinheitlichung insbesondere bei der Ar-
beitslosenversicherung und Alterssicherung wird die
Hoffnung verknüpft, durch einen Risikoausgleich über
die Grenzen hinweg eine effizientere Ausgestaltung
und einen Beitrag zur Stabilisierung der Systeme errei-
chen zu können.

2. Wanderungen weder behindern noch
provozieren

„Koordinierende Regeln“ ....

38. Ein wesentliches Element des europäischen Bin-
nenmarktes ist das Recht auf Freizügigkeit. Die Wahl
des Arbeits- und Wohnortes sollte nicht von Mängeln
der Sozialsysteme beeinflußt werden. Das heißt: Die
Wanderung der Arbeitskräfte sollte nicht dadurch be-
hindert werden, daß in einem Sozialsystem „erworbene
Ansprüche“ nicht mitgenommen werden können. Sie
sollte aber auch nicht dadurch angeregt werden, daß
Leistungen in Anspruch genommen werden, denen kei-
ne Gegenleistungen gegenüberstehen oder daß große
Leistungsunterschiede wie in der Sozialhilfe ausge-
nutzt werden können. Fehlanreize ergeben sich auch,
wenn einzelnen Gruppen innerhalb des Sozialsystems
übermäßige Lasten aufgrund von Umverteilungsmaß-
nahmen zugemutet werden. Das bedeutet nicht, daß
eine volle Harmonisierung der Sozialsysteme erfor-
derlich wäre. Die einzelnen Länder können durchaus
unterschiedliche Leistungsniveaus und entsprechende
Beitragsunterschiede vorsehen. Unerwünschte Wan-
derungsanreize und Wanderungshemmnisse können
durch „koordinierende Regeln“ beseitigt oder zumin-
dest verringert werden.

.... in der Arbeitslosenversicherung und der Kran-
kenversicherung

39. Die mit der Wanderung verbundenen Probleme
sind nicht neu. Es existieren deshalb schon lange Ver-
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einbarungen zwischen den Mitgliedsländern der Euro-
päischen Union:

– Die Regeln, die bei der Arbeitslosenversicherung
gefunden wurden, sind relativ einfach. Die Länder
haben sich darauf geeinigt, daß die Arbeitnehmer
aus anderen Mitgliedsländern den inländischen Ar-
beitnehmern gleichgestellt werden. Es besteht eine
Pflicht zur Leistung gegenüber einem Beschäftig-
ten aus einem anderen Mitgliedsland, wenn er Lei-
stungsansprüche erworben und einen Wohnsitz in
diesem Land hat. Ein Arbeitsuchender muß sich
noch vier Wochen im Land seiner ehemaligen Be-
schäftigung aufhalten und der Arbeitsvermittlung
zur Verfügung stehen. Danach kann er in sein Hei-
matland zurückkehren und Arbeitslosengeld bezie-
hen, wenn er sich bei der dortigen Arbeitsvermitt-
lungsbehörde als arbeitsuchend meldet.

– Die notwendigen Regeln sind auch in der gesetzli-
chen Krankenversicherung für die überwiegende
Zahl der Fälle relativ unproblematisch. Wenn etwa
ein deutscher Arbeitnehmer für nicht mehr als zwei
Jahre ins Ausland entsandt wird, kann er weiter in
seiner heimischen Krankenkasse versichert blei-
ben. Wird er im Ausland krank, hat er Ansprüche
auf Sachleistungen, die im Wege der Leistungshil-
fe für Erkrankungen gewährt werden, die eine un-
verzügliche Behandlung erfordern und es nicht zu-
lassen, daß die Behandlung aufgeschoben wird, bis
er wieder zu Hause ist. Die Art und Höhe des Lei-
stungsanspruchs richten sich dabei nach dem Recht
des Aufenthaltslandes. Die Kosten werden durch
die heimische Krankenversicherung erstattet. Die
Koordinationsregeln in der gesetzlichen Kranken-
versicherung verhindern so in der überwiegenden
Anzahl der Fälle, daß die Mobilität der Arbeitneh-
mer in den Ländern der Europäischen Union einge-
schränkt wird.

Anreize für Sozialtourismus

40. Anreize zu einem „Sozialtourismus“ von den relativ
armen zu den reichen Ländern der Europäischen Union
sind allerdings im Bereich der Sozialhilfe zu finden.
Zwar genießen die Empfänger von Fürsorgeleistungen
grundsätzlich keine Freizügigkeit. Es besteht aber we-
gen der extensiven Auslegung des Arbeitnehmerbe-
griffs durch den Europäischen Gerichtshof die Mög-
lichkeit, daß sie formal für den Zeitraum von sechs
Monaten den Arbeitnehmerstatus erhalten können,
wenn sie erklären, im europäischen Ausland ernsthaft

nach einer Arbeit zu suchen. In diesem Falle haben sie
auch Anspruch auf die sozialen Leistungen des Landes,
in dem sie wohnen, somit auch auf die Leistungen, die
im Rahmen der Fürsorge in diesem Land gewährt wer-
den. Faktisch ist für einen arbeitsuchenden Empfänger
von Sozialhilfe der Zeitraum länger als sechs Monate,
wenn er mit der Duldung der inländischen Arbeitsver-
waltung über die sechs Monate hinaus zwar offiziell
nach einer Arbeit sucht, tatsächlich aber keine ernst-
haften Bemühungen zeigt, einen Arbeitsplatz zu finden.
Zudem besteht die Möglichkeit daß sich die Empfän-
ger von Sozialhilfe aus relativ armen Ländern der Eu-
ropäischen Union nacheinander für jeweils sechs Mo-
nate in mehreren relativ reichen Mitgliedsländern als
arbeitsuchend melden, ohne ernsthaft nach einer Be-
schäftigung zu suchen. Dieser Zielkonflikt zwischen
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und gewissen Ten-
denzen zum „Sozialtourismus“ in der Europäischen
Union ließe sich weitgehend lösen, wenn Wartezeiten
bis zur Erreichung der vollen Sozialleistung eingeführt
würden.

Alterssicherung und Wanderung

41. Die Probleme der Systeme der gesetzlichen Al-
terssicherung sind komplexer. Die komplizierte,
schwer verständliche Koordinationsverordnung in der
Europäischen Union soll verhindern, daß ein sozialver-
sicherungspflichtiger Arbeitnehmer seine Rentenan-
sprüche in einem Land verliert, wenn er eine Arbeit im
europäischen Ausland aufnimmt. Die Rentenansprü-
che, die ein Arbeitnehmer während seiner Erwerbstä-
tigkeit in einzelnen Mitgliedsländern erworben hat,
werden zusammengerechnet und aufeinander abge-
stimmt. Diese Koordinationsregel ist aus vielerlei
Gründen ökonomisch wenig effizient. Es kommt zu
künstlichen Wanderungsanreizen, weil in einigen Län-
dern kurze Versicherungszeiten keine Ansprüche be-
gründen, während man in anderen schon relativ hohe
Ansprüche erwerben kann, selbst wenn man nur kurze
Zeit Beiträge entrichtet hat. Um eine „Überversor-
gung“ bei geschickter Kombination der Rentenansprü-
che zu vermeiden, bestehen gemeinschaftliche Kür-
zungsregeln. Diese Regeln erreichen das Ziel nur be-
dingt. So führen kurze Versicherungszeiten zu einer
unterproportionalen Kürzung der Ansprüche. Es ist
auch möglich, den Kürzungsregeln auszuweichen. Die-
se Regeln sind nur Notbehelfe, die in Grenzen verbes-
serbar sind.

Man hat letztlich nur die Wahl zwischen zwei unvoll-
kommenen Lösungen. Bei der einen Möglichkeit bleibt
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der Arbeitnehmer sein Leben lang in dem gesetzlichen
Alterssicherungssystem, in das er „hineingeboren“
wurde. Die Entscheidung, in einem anderen Land zu
leben und zu arbeiten, beeinflußt die Mitgliedschaft in
diesem System der Alterssicherung nicht. Dieses Her-
kunftslandprinzip führt zwar nicht zu Wanderungs-
hemmnissen, ist allerdings problematisch, weil es die
Abstimmung mit den „Füßen“ zwischen den unter-
schiedlichen Alterssicherungssystemen unterbindet.
Eine andere Möglichkeit, die an die geltende Regelung
anknüpft, besteht darin, daß ein Arbeitnehmer mit der
Entscheidung, ein Land zu verlassen, auch Mitglied in
der gesetzlichen Alterssicherung des Gastlandes wird.
Die Höhe der gesamten Rentenleistungen setzt sich
aus den modifizierten Ansprüchen aus den einzelnen
nationalen Systemen der Alterssicherung zusammen.
Jede Rentenversicherung errechnet die Rentenhöhe,
die sich ergeben hätte, wenn ein Arbeitnehmer sein
ganzes Leben in diesem Land verbracht hätte. Dieser
Betrag wird mit den Jahren multipliziert, in denen er
tatsächlich Beiträge in diesem Land gezahlt hat. Dieses
Kombinationsprinzip (Kombination von Versiche-
rungsverträgen) hätte den Vorteil, daß die Träger der
nationalen Alterssicherungssysteme nur diese Infor-
mationen austauschen müßten.

Es ist auf den ersten Blick nicht ganz klar, welche
dieser beiden Lösungen die bessere ist. Die Kombina-
tionslösung verursacht zweifellos höhere Verwaltungs-
kosten, weil Informationen zwischen den nationalen
Systemen der Alterssicherung auszutauschen sind, die
anteiligen Rentenleistungen auf nationaler Ebene be-
rechnet werden müssen und mehrere nationale Träger
der Alterssicherung beteiligt sind. Es bleibt allerdings
zu bedenken, daß das Herkunftslandprinzip den institu-
tionellen Wettbewerb zwischen den nationalen Alters-
sicherungssystemen beeinträchtigt und den diskretio-
nären Handlungsspielraum der politisch Verantwortli-
chen vergrößert. Damit entsteht das Problem, daß drin-
gend notwendige Reformen der wenig effizienten na-
tionalen Versicherungen aufgeschoben werden kön-
nen. Die Kombinationslösung ist auf funktionsfähige
nationale Systeme angewiesen; sie erhält den Wettbe-
werb der Systeme, der zu effizienten Reformen nötigt.

3. Arbeitslosenversicherung dezentral
belassen

42. Es wird bisweilen die Meinung vertreten, daß es
sinnvoll sei, für den Fall asymmetrischer gesamtwirt-
schaftlicher Störungen in der Europäischen Union eine
zentrale europaweite Arbeitslosenversicherung einzu-

führen. Weil es nicht möglich sei, sich in einer Wäh-
rungsunion über veränderte Wechselkurse an neue
wirtschaftliche Gegebenheiten anzupassen, und weil
nach wie vor die Anpassungsfähigkeit (inflexible Löh-
ne und Lohnstrukturen, mangelnde Mobilität des Fak-
tors Arbeit) der europäischen Volkswirtschaften unzu-
reichend sei, scheint es vielen Kritikern nationaler
Lösungen einfacher, das Risiko der Arbeitslosigkeit
auf europäischer Ebene auszugleichen. Sie verspre-
chen sich davon, daß dann die Beiträge der Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber geringer ausfallen können.

Verzerrung der Kostenstruktur

43. Richtig ist: Trotz des engen Verbunds der nationa-
len Volkswirtschaften können einzelne Mitgliedstaa-
ten härter von einem Konjunktureinbruch oder einer
strukturellen Krise getroffen werden als die übrigen.
Die Arbeitslosenversicherungen in den Mitgliedstaa-
ten werden dann unterschiedlich belastet. Eine europa-
weite Arbeitslosenversicherung würde zwar am Um-
fang der Arbeitslosigkeit nichts ändern, sie käme aber
mit einer geringeren Liquiditätsreserve aus als die na-
tionalen Arbeitslosenversicherungen zusammenge-
nommen. Freilich: Die Konjunkturzyklen in den Mit-
gliedstaaten verlaufen weitgehend parallel. Ein mögli-
cher Liquiditätsausgleich zwischen den Nationen be-
trifft nur einen marginalen Bereich.

Viel wichtiger ist daher eine neue Gefahr: Die syste-
matischen Unterschiede in der Arbeitslosigkeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten brächten es mit sich, daß
eine europäische Arbeitslosenversicherung die Kosten
der Arbeitslosigkeit systematisch falsch anlastet. Ist
beispielsweise die durchschnittliche Arbeitslosenquo-
te in einem Land aufgrund der Wirtschaftsstruktur hö-
her als in den übrigen Ländern, so sollte das höhere
Arbeitslosigkeitsrisiko auch in den Beiträgen zum Aus-
druck kommen. Ein europäischer Ausgleich solcher
Unterschiede würde die Kostenstruktur verzerren. In
funktionierenden Märkten tragen letztlich nicht die
Arbeitnehmer das höhere Arbeitslosigkeitsrisiko ihrer
Branchen, sondern die Nachfrager nach den von ihnen
erzeugten Produkten. Der Grund liegt darin, daß die
Unternehmer ihren Arbeitnehmern einen höheren Lohn
anbieten müssen, um ein erhöhtes Arbeitslosigkeitsri-
siko zu kompensieren. Diese Anlastung der Kosten
wird schon jetzt innerhalb der Nationalstaaten durch
einheitliche Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
teilweise verhindert. Eine europäische Arbeitslosen-
versicherung würde die Erhebung risikoadäquater Bei-
träge und Produktpreise weiter erschweren.
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44. An eine europäische Arbeitslosenversicherung ist
auch nicht zu denken, solange die einzelnen Nationen
die Aufgaben und Leistungen der Arbeitslosenversi-
cherung bestimmen und die Rahmenbedingungen für
den Arbeitsmarkt festlegen. Selbst wenn in einer euro-
päischen Arbeitslosenversicherung die Leistungen im
engeren Sinn, nämlich Dauer und Höhe des Arbeitslo-
sengeldes, einheitlich geregelt würden, bliebe viel
Spielraum bei der Intensität der Vermittlungstätigkeit,
der Anwendung von Zumutbarkeitskriterien und insbe-
sondere der sogenannten aktiven Arbeitsmarktpolitik
in der Form von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Um-
schulungs- und Fortbildungsmaßnahmen, Wiederein-
gliederungshilfen usw. Es ist kaum vorstellbar und ver-
mutlich nicht einmal sinnvoll, daß die Mitgliedstaaten
der Europäischen Union sich auf ein einheitliches In-
strumentarium und auf gleiche Verwaltungsverfahren
verständigen.

Schließlich verschärfte sich das schon bestehende
„Moral-hazard-Problem“, weil die Tarifparteien bei den
Lohnabschlüssen noch weniger Rücksicht auf die Fol-
gen für die Beschäftigung nähmen. Der Zusammen-
hang zwischen Arbeitslosigkeit und Beitragssätzen in
der Arbeitslosenversicherung wäre für die von den Ta-
rifparteien vertretenen Arbeitnehmer weiter gelockert,
weil die Arbeitnehmer in anderen Nationen an den
Kosten einer höheren Arbeitslosigkeit beteiligt wer-
den.

Noch größer werden die Probleme einer einheitlichen
europäischen Arbeitslosenversicherung durch die Ein-
flußnahme der nationalen Regierungen. Sie machen
Vorgaben für einzelne Programme und Umverteilungs-
komponenten. Sie geben Zuschüsse und Garantien. Sie
setzen die Daten für das Umfeld der Arbeitslosenver-
sicherung durch Programme, Kündigungsvorschriften,
Mindestlohnregelungen, Frühverrentung usw. Dadurch
ergeben sich unterschiedliche Arbeitslosigkeitsrisiken
in den Mitgliedstaaten, die nicht in eine gemeinsame
Arbeitslosenversicherung mit einheitlichen Beiträgen
gezwängt werden sollten, weil es zu einer ungerecht-
fertigten Umverteilung zwischen den Ländern käme.
Die Transfers müßten von den Ländern mit den gün-
stigsten Arbeitsmarktbedingungen aufgebracht werden.

Versicherungsschutz auf nationaler Ebene

45. Wenn man alles dies bedenkt, spricht kaum etwas
für eine einheitliche Arbeitslosenversicherung in den
Ländern der Europäischen Union. Die nationalen Ar-
beitslosenversicherungen sind im allgemeinen in der

Lage, einen effektiven Versicherungsschutz zu bieten.
Sollte tatsächlich einmal ein Land von einer großen
gesamtwirtschaftlichen Störung getroffen werden, die
es nicht alleine tragen kann, sind ad-hoc Transfers die
einfachere Lösung. Die Gefahr, daß es zu ständigen
einseitigen Transfers kommt, ist wesentlich geringer
als bei einer zentralen, europaweiten Arbeitslosenver-
sicherung.

Auch die zusätzlichen Schwierigkeiten, die sich bei
einer Erweiterung der Europäischen Union ergeben
würden, wenn die Beitrittsländer in ein einheitliches
Korsett gezwängt und finanzielle Ausgleichsansprüche
geltend gemacht würden, sprechen für dezentrale Lö-
sungen.

4. Alterssicherung stabilisieren

Demographische Probleme

46. Die Arbeitnehmer in der Europäischen Union wer-
den mobiler. Hemmnisse für Wanderungen sind nicht
zuletzt durch das Binnenmarktprogramm schrittweise
abgebaut worden. Daraus können sich zusätzliche Ge-
fahren für die umlagefinanzierten staatlichen Systeme
der Alterssicherung ergeben. Im Augenblick richten
sich die Anstrengungen auf eine Reform der nationalen
Alterssicherungssysteme. Aber gelegentlich wird auch
die Frage gestellt, ob das ausreicht oder ob die nationa-
len Systeme harmonisiert und die Solidargemeinschaf-
ten ausgeweitet werden sollten.

Die umlagefinanzierte Alterssicherung beruht auf der
Erwartung, daß die nächste Generation von Beitrags-
zahlern so zahlreich und zahlungsfähig ist, daß sie die
Renten der heute noch erwerbstätigen Generation fi-
nanzieren kann. Die Leistungsfähigkeit solcher Syste-
me hängt damit in erheblichem Maße von der demo-
graphischen Entwicklung ab. Aufgrund der niedrigen
Geburtenraten und der zunehmenden Lebenserwartung
wird die Altersstruktur ungünstiger, und die umlagefi-
nanzierten Alterssicherungssysteme bieten nur gerin-
ge, möglicherweise negative Erträge. Die Renditen in
diesen Systemen liegen jedenfalls aller Wahrschein-
lichkeit weit niedriger als die Rendite, die auf dem
Kapitalmarkt zu erzielen ist. Innerhalb der Umlagesy-
steme kann es leicht zu einem Selbstverstärkungspro-
zeß kommen. Werden die Beitragssätze erhöht und
wollen die Erwerbstätigen einen hohen Lebensstan-
dard beibehalten, mögen sie sich entscheiden, weniger
Kinder zu haben oder ganz auf Kinder zu verzichten.
Dadurch verringert sich die Anzahl der Beitragszahler,
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und die systemimmanente Reaktion ist eine Beitrags-
erhöhung. Hohe Beitragssätze und vergleichsweise ge-
ringe erwartete Renten haben bereits einen Trend aus-
gelöst – vor allem bei den jüngeren Erwerbstätigen –,
sich den als unangemessen hoch angesehenen Bela-
stungen zu entziehen (oder Eigenvorsorge zu treffen).
Die großen demographischen Änderungen und damit
vor allem die Verschiebung der Altersstruktur stehen
uns in Europa erst noch bevor. Die schwierigste Phase
wird um das Jahr 2030 herum erwartet.

Die Beitragspflichtigen haben eine Reihe von Mög-
lichkeiten, sich der Belastung durch das Rentenversi-
cherungssystem (teilweise) zu entziehen und aus der
Versicherung „auszutreten“. Dazu gehört der Übergang
in die Selbständigkeit, manchmal wird schon von
„Scheinselbständigkeit“ gesprochen. Dazu gehört das
Ausweichen in die Schattenwirtschaft, verbunden mit
einer Arbeitszeitverkürzung bei der offiziellen Be-
schäftigung. Dazu kann in einem offenen Europa auch
der Wechsel von einem Alterssicherungssystem mit
besonders hohen Beitragslasten in ein System in ei-
nem anderen Land mit einer günstigeren Relation von
Beiträgen zu erwarteten Renten gehören. Solche Aus-
weichreaktionen würden vor allem die Umlagesyste-
me, die ohnehin besonders hart von demographischen
Problemen und hohen Leistungsversprechen betroffen
sind, destabilisieren.

Harmonisierung hilft nicht

47. Demographisch bedingte Wanderungen haben in
Europa noch einen vernachlässigbaren Umfang. Das
muß aber nicht so bleiben. Die Altersquotienten unter-
scheiden sich in den Ländern der europäischen Union
ganz erheblich. Die größten demographischen Schwie-
rigkeiten werden für die Bundesrepublik Deutschland
prognostiziert. Weniger ungünstige demographische
Bedingungen herrschen demgegenüber in Großbritan-
nien, Frankreich und Spanien, aber auch noch in Italien.

Die Probleme der Alterssicherungssysteme würden
durch eine Harmonisierung nicht verringert. In einigen
Ländern würde den nationalen Regierungen allenfalls
eine Atempause verschafft, und sie könnten notwendi-
ge Reformen noch einmal verschieben. Aber selbst
wenn die Europäische Kommission sich der Harmoni-
sierungsaufgabe annähme, wäre nicht mit schnellen Er-
gebnissen zu rechnen. Die Systeme sind sehr kompli-
ziert und reagieren sehr empfindlich auf Regelände-
rungen. Außerdem dürfte niemand große Bereitschaft

zeigen, sich an den Kosten der demographischen Ver-
änderungen anderer Mitgliedstaaten zu beteiligen.

Fehlanreize vermeiden

48. Bleiben die umlagefinanzierten Alterssicherungs-
systeme in den Ländern der Europäischen Union unab-
hängig und wird der Faktor Arbeit mobiler, werden die
nationalen Regierungen und Parlamente gezwungen,
die umlagefinanzierten Alterssicherungssysteme zu re-
formieren. Tun sie es nicht, vergrößern sich ihre de-
mographisch bedingten Schwierigkeiten. Denkbar wäre
im ungünstigsten Fall sogar, daß einzelne nationale
Systeme zusammenbrechen. Der Grund ist einfach:
Der junge, erwerbstätige Teil der Bevölkerung nutzt
konsequent alle Ausstiegsmöglichkeiten einschließ-
lich der Abwanderung in Länder mit günstigeren demo-
graphischen Bedingungen. Für die im Rentensystem
verbleibenden Beschäftigten ergäben sich nicht mehr
tragbare Beitragsbelastungen, und die Renten müßten
erheblich verringert werden.

Um es nicht zu einer ernsthaften Krise der umlagefi-
nanzierten Alterssicherung kommen zu lassen, müssen
die Systeme jetzt reformiert werden. Es ist schon viel
zu viel Zeit vertan worden. Notwendig ist eine stärkere
Äquivalenz zwischen Beiträgen und Leistungen. Dazu
gehörte auch die angemessene Berücksichtigung des
Aufziehens von Kindern, sei es in Gestalt von künfti-
gen Rentenansprüchen, die nach der Anzahl der aufge-
zogenen Kinder differenziert sind, sei es in Gestalt der
Entlastung beim Aufziehen von Kindern. Notwendig ist
auch eine erhebliche Verlängerung der Arbeits- und
Beitragszeiten, was gleichbedeutend ist mit einer Ver-
kürzung der Rentenbezugszeit. Vermutlich führt auch
kein Weg daran vorbei, das Umlagesystem allmählich
von der Vollversicherung in eine Mindestversicherung
zu transformieren. Damit würden „Austrittsanreize“
verringert, und die private Zusatzversorgung würde an
Bedeutung gewinnen. Auf keinen Fall kann eine weite-
re Steigerung der Abgabenbelastung hingenommen
werden, weil andernfalls noch mehr Arbeitsplätze ge-
fährdet würden und den Umlagesystemen die wirt-
schaftliche Basis entzogen würde.

VI. Interpersonelle Umverteilung
nicht auf europäischer Ebene

49. Die europäischen Staaten haben es sich nicht nur
zur Aufgabe gemacht, die Individuen gegen die Wech-
selfälle des Lebens abzusichern. Sie versuchen auch,
durch Umverteilung eine „interpersonelle Gerechtig-
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keit“ zu erreichen. Dazu nutzen sie ein umfangreiches
Instrumentarium – vom System der progressiven Be-
steuerung über Transferzahlungen, Objektsubventionen
und Steuervergünstigungen bis hin zu den kaum noch
überschaubaren Sozial- und Umverteilungskomponen-
ten in Versicherungssystemen und Programmen. Hin-
zu kommen die zahlreichen Regulierungen und vom
Staat zugelassene Verteilungskoalitionen von Tarifpar-
teien und Verbänden, die das am Markt erzielbare Ein-
kommen zugunsten bestimmter Gruppen – und zu La-
sten anderer – verändern.

Wettbewerbsdruck auf Umverteilungssysteme

50. Mit der zunehmenden Globalisierung im Sinne von
enger Marktverflechtung und hoher Mobilität von Gü-
tern und Diensten sowie Menschen und Kapital werden
die nationalen Umverteilungssysteme verstärkt unter
Druck gesetzt. Das gilt in besonderem Maße innerhalb
der Europäischen Union, wo volle Freizügigkeit der
Arbeitnehmer besteht und der Grad der wirtschaftli-
chen Verflechtung groß ist. Es wird deshalb bisweilen
befürchtet, daß die nationalen Regulierungen und Be-
steuerungssysteme einem erheblichen Wettbewerbs-
druck ausgesetzt werden, der kaum noch Raum läßt für
nationale Umverteilung. Da ein Teil der Produktions-
faktoren (Real- und Humankapital) über die Länder-
grenzen hinweg mobil sei, könnten sie sich den Bela-
stungen entziehen, indem sie abwanderten. Die Abwan-
derung der belasteten Faktoren trage aber dazu bei, daß
die notwendige finanzielle Basis für eine als notwen-
dig erachtete Umverteilung erodiere, so daß eine „in-
terpersonelle Gerechtigkeit“ auf nationaler Ebene
nicht effizient angeboten werden könne. Es sei deshalb
notwendig, die Aufgabe der interpersonellen Umver-
teilung in der Europäischen Union zumindest großen-
teils zu zentralisieren.

Nationaler Spielraum bleibt

51. Das ist freilich eine Übertreibung. Es ist zwar
gegenwärtig schon schwierig, den Faktor Kapital zu
besteuern, und diese Schwierigkeiten nehmen eher
noch zu, wenn sich der Standortwettbewerb weiter ver-
schärft. Das bedeutet andererseits nicht, daß der Fak-
tor Kapital ohne Bedeutung für die Höhe des Steuer-
aufkommens wäre. Wenn ein Land die (steuerlichen)
Rahmenbedingungen attraktiv gestaltet, fließt Realka-
pital zu. Die Produktivität und damit die Wertschöp-
fung der immobilen Produktionsfaktoren erhöht sich.
Damit entstehen zusätzliche Steuereinnahmen, die auch
für umverteilungspolitische Zwecke genutzt werden

können. Das gilt sogar, wenn man sich genötigt sähe,
im internationalen Wettbewerb das mobile Kapital
weitgehend von der Besteuerung freizustellen, was aus
wachstumspolitischen Gründen sogar erwünscht wäre
(vgl. KRONBERGER KREIS, „Steuerreform für Ar-
beitsplätze und Umwelt“, Band 30/1996).

Der umverteilungspolitische Handlungsspielraum na-
tionaler Regierungen in der Europäischen Union ist
vor allem deshalb größer als vielfach befürchtet, weil
die Arbeitskräfte nur sehr träge auf relativ große re-
gionale Einkommensunterschiede und kaum auf regio-
nale Unterschiede in der Höhe der finanziellen Trans-
fers oder auf Differenzen in der steuerlichen Bela-
stung reagieren. Wie wenig mobil der Faktor Arbeit in
der Europäischen Union ist, kann man auch daran er-
kennen, daß die regionalen Unterschiede in der Ar-
beitslosigkeit wesentlich größer sind als in den Verei-
nigten Staaten oder Kanada. Die sprachlichen und kul-
turellen Unterschiede in der Europäischen Union las-
sen vermuten, daß die Wanderungsfreudigkeit auch in
Zukunft nicht stark und rasch zunehmen wird.

52. Es spricht vieles dafür, daß es den Ländern der
Europäischen Union auch in Zukunft möglich sein
wird, eigene umverteilungspolitische Aktivitäten zu er-
greifen. Der direkte finanzielle Beitrag des sehr mobi-
len Kapitals wird allerdings geringer werden. Dies wird
in der Europäischen Union dazu zwingen, die Umver-
teilung wesentlich effizienter als bisher zu gestalten.
Das bedeutet zum einen, daß bei den nationalen Maß-
nahmen stärker auf die negativen allokativen Folgewir-
kungen geachtet werden muß. Das heißt aber zum an-
deren auch, den Wirrwarr an unübersichtlichen distri-
butiven Aktivitäten zu verringern und die nationale Um-
verteilungspolitik zielgenauer zu gestalten.

Europaweite Umverteilung – nicht realistisch

53. Im übrigen sind die Interessen in Europa viel zu
heterogen, um eine weitergehende zentrale Umvertei-
lung zu vertretbaren Kosten zustande zu bringen. Die
Umverteilung auf zentraler Ebene würde sich alsbald
als ein Faß ohne Boden erweisen. Die Erfahrung zeigt,
daß umverteilungspolitische Maßnahmen überhaupt
nur dann einigermaßen effizient sein können, wenn sie
verteilungspolitische Ziele verfolgen, über die sowohl
auf Seiten der Zahler als auch der Empfänger der Un-
terstützungsleistungen ein breiter Konsens besteht.
Das ist notwendig, damit die Mitglieder eines Gemein-
wesens auch akzeptieren, gegebenenfalls zu den Netto-
zahlern zu gehören. Ein solcher Konsens wäre aber in
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Europa nicht ganz einfach zu finden. Die umvertei-
lungspolitischen Präferenzen sind auf regionaler oder
auch nationaler Ebene noch am ehesten miteinander
vereinbar.

Umverteilung geschieht auch durch Regionalpolitik.
Es kann aber nicht in Betracht kommen, die europawei-
ten Einkommensunterschiede als Maßstab für den Be-
darf an Umverteilung durch den Staat heranzuziehen.
Nur wenn die übrigen Lebensbedingungen (Umwelt,
Bildungseinrichtungen, ärztliche Versorgung, Ver-
kehrssysteme, Wohnkosten usw.) für alle Bewohner
etwa gleich wären, könnte das Einkommen überhaupt
als Indikator für die Wohlstandsposition der Bürger
akzeptiert werden (und auch dann wären noch Unter-
schiede beim privaten Vermögen zu bedenken).  Ein-
kommensunterschiede zwischen verschiedenen Regio-
nen können durch andere Faktoren weitgehend kom-
pensiert werden. Bei hoher Mobilität und freier Wahl
der Arbeits- und Wohnstandorte verlieren die allge-
meinen Einkommensunterschiede an Bedeutung, weil
sie zum größten Teil Reflex unterschiedlicher Lebens-
bedingungen wären. Einkommensunterschiede sind
auch selbstbestimmt. Insoweit gehen sie dem Staat gar
nichts an.

VII. Zwang zur Vernunft durch
Wettbewerb

54. In allen Ländern erwarten die Bürger, daß der Staat
sie durch die Errichtung von Systemen der sozialen
Sicherung vor Risiken des Lebens absichert, sie durch
die Gewährung von Transferleistungen und Steuerver-
günstigungen beim Erhalt und Ausbau ihrer Existenz-
grundlagen unterstützt und sie durch spezielle Markt-
regulierungen vor unerwünschten Marktergebnissen
schützt. Der Umfang dieser Aufgaben und die Art, wie
sie erfüllt werden, sind von Land zu Land verschieden –
ganz im Einklang damit, wie in den einzelnen Staaten
die Bedeutung von Wettbewerb, Privatinitiative und
Eigenverantwortung eingeschätzt wird. Mit zunehmen-
der Globalisierung der Märkte werden besonders jene
Staaten unter Druck kommen, die sich zum Ziel gesetzt
haben, diesen Aufgaben umfassend nachzukommen. Sie
sehen die nationalen Handlungsspielräume für ihre Po-
litik schwinden. Mit dem Standortwettbewerb verbin-
det sich vielfach die Vorstellung einer verhängnisvol-
len Abwärtsspirale. Diese Sicht ist falsch. Wettbe-
werb, den man annimmt und den man besteht, verheißt
Wohlstand und Spielraum für soziale Sicherung, und
zwar nicht nur für den einen auf Kosten der anderen,
sondern für alle. Richtig ist: Um Kapital und Arbeits-

plätze im Lande zu halten oder ins Land zu holen,
müssen sich unter den gegebenen Umständen alle An-
strengungen darauf richten, niedrigere Lohnkosten zu
erreichen, kostengünstigere Sozialsysteme, niedrigere
Unternehmenssteuern und Ansprüche an die Umwelt,
die man sich leisten kann. Richtig ist auch: Wo es
inzwischen Wohlstand und soziale Sicherung auf Pump
gibt, muß beides erst einmal zurückgeschnitten wer-
den. Daß der verschärfte internationale Wettbewerb
dazu nötigt, ist ein Gewinn. Wer darauf wartet, daß
allgemeine Einsicht dazu verhilft, kommt vermutlich
zu spät. Die unerträglich hohe Arbeitslosigkeit beweist,
daß Europa den Zwang zur Vernunft durch unerbittli-
chen Wettbewerb nötig hat. Der Weg in eine bessere
Zukunft führt durch einen schmerzhaften Prozeß der
Konsolidierung hindurch.

55. Ein Kartell der Mitgliedsländer der Europäischen
Union mit dem Ziel der Harmonisierung von Löhnen,
Arbeitsbedingungen, Umweltstandards, Steuer- und
Sozialsystemen wäre verhängnisvoll. Aus der Sicht der
alten Industriestaaten machte eine Harmonisierung nur
dann Sinn, wenn eine Angleichung der Standards und
Schutzbestimmungen möglichst in der Nähe ihres –
hohen – Niveaus stattfinden würde. Aus der Sicht der
aufstrebenden Industriestaaten aber wäre das eine Ka-
tastrophe. Schutzregelungen müssen der wirtschaftli-
chen Leistungskraft Rechnung tragen. Eine Anhebung
der Mindestnormen würde die Belastungsfähigkeit der
Wirtschaft der weniger fortgeschrittenen Mitglieds-
länder überfordern. Sie würde dort die Arbeitskosten
erhöhen und letztendlich zu einem Export von Arbeits-
losigkeit aus den entwickelten in die weniger entwik-
kelten Länder führen. Diese müßten massive Wirt-
schaftsförderung betreiben, die sie unter solchen Be-
dingungen aber nicht selbst tragen könnten. Die höher
entwickelten Länder müßten sie ihnen bezahlen. Hier
könnte es um riesige Summen gehen. Vorauszusehen
wäre außerdem ein starkes Drängen auf außenwirt-
schaftliche Abschottung Europas, um die schlimmen
Beschäftigungsfolgen einer solchen verfehlten Politik
einzugrenzen.

56. Die Globalisierung der Märkte bedeutet nicht das
Ende nationalstaatlicher Gestaltungsmöglichkeiten in
der Sozial- und Steuerpolitik. Zwar setzt der interna-
tionale Wettbewerb der nationalen Steuerbelastung und
dem nationalen Sozialaufwand Grenzen, die nicht ohne
steigende Arbeitslosigkeit gesprengt werden können.
Doch die Weite der Grenzen wird letztlich durch Re-
gelungen und Maßnahmen bestimmt, die im Einfluß
der nationalen Politik liegen. Jeder Sozialstaat wird
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von der Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft getra-
gen. Wenn die Leistungsfähigkeit nicht durch übertrie-
bene Umverteilung gefährdet wird, bleibt Raum für die
national erwünschte Gestaltung von Systemen der so-
zialen Sicherung. Der international härter werdende
Wettbewerb legt allerdings Fehlentwicklungen der
Steuer- und Sozialpolitik bloß. Daß diese nicht wie in
früheren Zeiten kaschiert werden können, ist zu begrü-
ßen.


